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Vorwort

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der
Geschäftsordnung des Landtags NRW.
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit.

Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen,
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen
Landesgesetz.
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen
Gesetzesfassungen.

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und
wieder auffindbar.

Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich.

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter:

http://www.landtag.nrw.de

Landtag Nordrhein-Westfalen

Postfach 10 11 43

40002 Düsseldorf

http://www.landtag.nrw.de/
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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales 
 
 
A Problem 
 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts aus den Jahren 2004 und 2005 hat 
Nordrhein-Westfalen das gesamte Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der Be-
fristung und der ständigen Überprüfung des kompletten Normbestands gestellt. Zum Jahres-
ende 2010 werden wesentliche Befristungstermine wirksam, so dass Entscheidungen über 
die Fortexistenz der betroffenen Rechtsnormen zu treffen sind. 
 
 
B Lösung 
 
Um den Aufwand möglichst gering zu halten, werden die zum 31.12.2010 bis einschließlich 
30.06.2011 vorzunehmenden Befristungsregelungen im Zuständigkeitsbereich des Ministeri-
ums für Inneres und Kommunales in einem Mantelgesetz gebündelt, soweit auf die Vorschrif-
ten nach sorgfältiger Prüfung nicht verzichtet werden kann und sie keiner grundlegenden in-
haltlichen Änderung bedürfen; redaktionelle Änderungen sind unbeachtlich. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 
 
Keine. 
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E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Kommunales. Beteiligt sind alle Ressorts. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Befristung 
 
Die im Artikelgesetz enthaltenen Vorschriften werden weiterhin entsprechend den Vorgaben 
des Befristungsprojektes befristet. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
   
Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales 

  

   
Artikel 1 
Änderung des Korruptionsbekämp-
fungsgesetzes 
 

  
Gesetz zur Verbesserung der Korrupti-
onsbekämpfung und zur Errichtung und 
Führung eines Vergaberegisters in Nord-
rhein-Westfalen (Korruptionsbekämp-
fungsgesetz - KorruptionsbG) 

   
Das Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 
16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), 
wird wie folgt geändert: 
 
In § 23 wird die Angabe „am 31. Dezember 
2010“ durch die Angabe „mit Ablauf des 
31. Dezember 2012“ ersetzt. 

  
 
 
 
 
 
§ 23 
In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. März 2005 in Kraft 
und am 31. Dezember 2010 außer Kraft. 
 

   
Artikel 2 
Änderung des Landeszustellungsgeset-
zes 

  
Verwaltungszustellungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz - LZG NRW) 

   
Das Landeszustellungsgesetz vom 
7. März 2006 (GV. NRW. S. 94), geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 296), wird wie 
folgt geändert: 
 
In § 12 Satz 2 wird die Zahl „2010“ durch 
die Zahl „2015“ ersetzt. 

  
 
 
 
 
 
§ 12 
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 
 
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Feb-
ruar 2006 in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. 
Dezember 2010 außer Kraft. Zugleich mit 
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes tritt 
das Landeszustellungsgesetz vom 23. Juli 
1957(GV. NRW. S.213) außer Kraft. 
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Artikel 3 
Änderung des Standardbefreiungsgeset-
zes 

  
Gesetz zur Befreiung von kommunalbe-
lastenden landesrechtlichen Standards 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Stan-
dardbefreiungsgesetz NRW - StaBefrG 
NRW) 

   
Das Standardbefreiungsgesetz NRW vom 
17. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 458) wird 
wie folgt geändert:  
 
In § 3 Satz 2 wird die Zahl „2010" durch die 
Zahl „2011“ ersetzt. 

  
 
 
 
§ 3 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. 
Dezember 2010 außer Kraft. Die nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes angezeigten 
Befreiungen gelten nach Maßgabe von § 2 
Abs. 2 weiter. 

   
Artikel 4  
Aufhebung des Lebenspartnerschafts-
Ausführungsgesetzes 

  
Ausführungsgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen zum Lebenspartner-
schaftsgesetz (Lebenspartnerschaftsge-
setz-Ausführungsgesetz - LPartG-AG 
NRW) 

   
Das Lebenspartnerschaftsgesetz-Aus-
führungsgesetz vom 25. September 2001 
(GV. NRW. S. 660) wird aufgehoben. 

 § 1 
Aufgabenübertragung, zuständige Be-
hörde 
 
(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz sind 
Angelegenheiten des Landes, die den Ge-
meinden zur Erfüllung nach Weisung über-
tragen werden.  
 
(2) Zuständige Behörde nach § 1 Abs. 1 
und § 3 Abs. 1 bis 3 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes ist die Standesbeamtin o-
der der Standesbeamte, in deren oder des-
sen Bezirk eine der Personen, die eine Le-
benspartnerschaft begründen wollen (Erklä-
rende), ihre Wohnung, bei mehreren Woh-
nungen ihre Hauptwohnung, beim Fehlen 
einer Wohnung ihren gewöhnlichen Aufent-
halt hat. Unter mehreren zuständigen Stan-
desbeamtinnen oder Standesbeamten ha-
ben die Erklärenden die Wahl. Später ab-
gegebene Erklärungen nach § 3 des Le-
benspartnerschaftsgesetzes (Lebenspart-
nerschaftsname) können auch von der 
Standesbeamtin oder dem Standesbeamten 
öffentlich beglaubigt werden, die oder der 
nicht nach Satz 1 zuständig ist. 
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(3) Wollen die Erklärenden vor einer unzu-
ständigen Standesbeamtin oder einem un-
zuständigen Standesbeamten die Lebens-
partnerschaft begründen, so bescheinigt die 
zuständige Standesbeamtin oder der zu-
ständige Standesbeamte in einer Ermächti-
gung zur Entgegennahme der Erklärung zur 
Begründung der Lebenspartnerschaft, dass 
bei der Prüfung der Voraussetzungen zur 
Begründung der Lebenspartnerschaft kein 
Hindernis nach § 1 Abs. 2 des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes festgestellt worden ist.  
 
(4) Soll die Begründung der Lebenspartner-
schaft vor einer zuständigen Standesbeam-
tin oder einem zuständigen Standesbeam-
ten erfolgen, bei der oder bei dem die Be-
gründung der Lebenspartnerschaft nicht 
angemeldet worden ist, so bescheinigt die 
Standesbeamtin oder der Standesbeamte, 
die oder der die Anmeldung entgegenge-
nommen hat, dass bei der Prüfung der Vor-
aussetzungen zur Begründung der Lebens-
partnerschaft kein Hindernis nach § 1 Abs. 
2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes fest-
gestellt worden ist. 
 
§ 2 
Anmeldung zur Begründung einer Le-
benspartnerschaft 
 
(1) Zwei Personen gleichen Geschlechts, 
die eine Lebenspartnerschaft begründen 
wollen, sollen dies persönlich bei der nach 
§ 1 Abs. 2 zuständigen Standesbeamtin o-
der dem Standesbeamten anmelden. Ist ei-
ne dieser Personen hieran verhindert, so 
hat sie eine schriftliche Erklärung darüber 
abzugeben, dass sie mit der Anmeldung 
durch die andere Person einverstanden ist. 
Über die Anmeldung nimmt die Standesbe-
amtin oder der Standesbeamte eine Nieder-
schrift auf. 
 
(2) Sind beide Erklärende aus wichtigen 
Gründen am Erscheinen vor der Standes-
beamtin oder dem Standesbeamten verhin-
dert, so können sie die Begründung der Le-
benspartnerschaft auch schriftlich oder 
durch einen Vertreter anmelden. 
 
(3) Die Erklärenden haben sich auszuwei-
sen und die für die Eintragung in das Le-
benspartnerschaftsbuch (§ 3 Abs. 4) erfor-
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derlichen Angaben zu machen. Zum Nach-
weis sind von ihnen vorzulegen,  
 
1.  wenn sie im Inland gemeldet sind, eine 

Bescheinigung der für die alleinige 
Wohnung oder für die Hauptwohnung 
zuständigen Meldebehörde über ihre 
Vor- und Familiennamen, ihren Famili-
enstand, ihren Wohnort und ihre 
Staatsangehörigkeit (Aufenthaltsbe-
scheinigung),  

 
2.  eine beglaubigte Abschrift oder ein 

Auszug aus dem Familienbuch ihrer El-
tern oder, falls sie in einem solchen 
Familienbuch nicht eingetragen oder 
als Kind angenommen worden sind, ih-
re Abstammungsurkunde,  

 
3.  wenn sie schon verheiratet waren, ihre 

Abstammungsurkunde und eine be-
glaubigte Abschrift oder ein Auszug aus 
dem Familienbuch ihrer letzten Ehe o-
der, falls für diese Ehe kein Familien-
buch geführt wird, die Heiratsurkunde,  

 
4.  wenn sie bereits eine Lebenspartner-

schaft geführt haben, die Lebenspart-
nerschaftsurkunde oder eine entspre-
chende Urkunde mit einem Vermerk 
über die Auflösung der Lebenspartner-
schaft, gegebenenfalls eine Bescheini-
gung über eine namensrechtliche Erklä-
rung nach § 3 Abs. 1 bis 3 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes, 

 
5.  eine Erklärung nach §§ 1 Abs. 1 Satz 4 

und 6 Abs. 1 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes über ihren Vermö-
gensstand.  

 
Die Standesbeamtin oder der Standesbe-
amte soll die Erklärenden von der Vorlage 
der vorstehend genannten Urkunden befrei-
en, wenn sie oder er die Personenstands-
bücher führt, aus denen diese Urkunden 
auszustellen wären.  
 
(4) Erklärende, die verheiratet waren, haben 
alle früheren Ehen und die Art der Auflö-
sung anzugeben. Die Auflösung der letzten 
Ehe muss nachgewiesen werden. Ist die 
letzte Ehe nicht vor einer deutschen Stan-
desbeamtin oder einem deutschen Stan-
desbeamten geschlossen worden, so ist 
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auch die Auflösung etwaiger weiterer Vor-
ehen nachzuweisen, wenn eine entspre-
chende Prüfung nicht bereits anlässlich ei-
ner früheren Eheschließung im Inland 
durchgeführt worden ist. Im Falle der Auflö-
sung früherer Lebenspartnerschaften gelten 
die Sätze 1 und 2 entsprechend.  
 
(5) Erklärende mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit haben diese durch ein amtliches 
Ausweispapier mit Angabe der Staatsange-
hörigkeit oder durch eine Bescheinigung der 
zuständigen Behörde ihres Heimatstaates 
nachzuweisen. Auch der Familienstand von 
Erklärenden mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit ist durch eine geeignete Beschei-
nigung der zuständigen Stelle des Heimat-
staates nachzuweisen.  
 
(6) Standesbeamtin oder der Standesbeam-
te hat zu prüfen, ob der Lebenspartner-
schaft ein Hindernis nach § 1 Abs. 2 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes entgegen-
steht. Reichen die nach den Absätzen 3 bis 
5 vorgelegten Nachweise dafür nicht aus, 
so sind weitere Nachweise zu fordern. Stellt 
die Standesbeamtin oder der Standesbeam-
te kein Hindernis fest, so teilt sie oder er 
den Erklärenden mit, dass die Lebenspart-
nerschaft begründet werden kann. Sind seit 
der Mitteilung an die Erklärenden mehr als 
sechs Monate vergangen, ohne dass die 
Lebenspartnerschaft begründet wurde, so 
bedarf die Begründung der Lebenspartner-
schaft erneut der Anmeldung und der Prü-
fung der Voraussetzungen. 
 
(7) Ist den Erklärenden die Beschaffung der 
erforderlichen Nachweise nicht oder nur mit 
erheblichen Schwierigkeiten oder unver-
hältnismäßig hohen Kosten möglich, so 
können auch andere beweiskräftige Be-
scheinigungen anerkannt werden. Die 
Standesbeamtin oder der Standesbeamte 
kann die Erklärenden von der Beibringung 
von Nachweisen befreien, wenn sie oder er 
die zu beweisenden Tatsachen kennt oder 
sich davon auf andere Weise Gewissheit 
verschafft hat. Notfalls darf die Standesbe-
amtin oder der Standesbeamte eidesstattli-
che Versicherungen der Erklärenden entge-
gennehmen.  
 
(8) Die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte soll die Erklärenden befragen, ob 
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sie einen Lebenspartnerschaftsnamen nach 
§ 3 Abs. 1 des Lebenspartnerschaftsgeset-
zes bestimmen wollen.  
 
(9) Steht der Begründung der Lebenspart-
nerschaft ein Hindernis nach § 1 Abs. 2 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes entgegen, 
so hat die Standesbeamtin oder der Stan-
desbeamte die Amtshandlung abzulehnen. 
Auf das gerichtliche Verfahren sind die Vor-
schriften des Gesetzes über die Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
anzuwenden. Zuständig sind die Amtsge-
richte, die ihren Sitz am Ort eines Landge-
richts haben. Ihr Bezirk umfasst den Bezirk 
des Landgerichts. Die örtliche Zuständigkeit 
wird durch den Sitz der zuständigen Stan-
desbeamtin oder des zuständigen Standes-
beamten nach § 1 dieses Gesetzes be-
stimmt. Die Standesbeamtin oder der Stan-
desbeamte kann auf Antrag der Erklären-
den oder der Aufsichtsbehörde durch das 
Amtsgericht zur Vornahme der Amtshand-
lung angehalten werden. In Zweifelsfällen 
kann auch die Standesbeamtin oder der 
Standesbeamte von sich aus die Entschei-
dung des Amtsgerichts darüber herbeifüh-
ren, ob die Amtshandlung vorzunehmen ist. 
Für das weitere Verfahren gilt dies als Ab-
lehnung der Amtshandlung. 
 
(10) Gegen eine Entscheidung des Amtsge-
richts, durch die die Standesbeamtin oder 
der Standesbeamte zur Aufhebung der 
Feststellung eines Hindernisses nach § 1 
Abs. 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
oder zur Vornahme einer Amtshandlung 
angehalten wird, findet die sofortige Be-
schwerde statt; die Entscheidung wird erst 
mit der Rechtskraft wirksam. Gegen Ent-
scheidungen nach § 3 Abs. 6 ist die einfa-
che Beschwerde statthaft. Der Aufsichtsbe-
hörde steht ein Beschwerderecht in jedem 
Fall zu. 
 
§ 3 
Begründung der Lebenspartnerschaft 
 
(1) Die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte befragt die Erklärenden einzeln, ob 
sie eine Lebenspartnerschaft begründen 
wollen. Wenn diese Frage bejaht wurde, er-
klärt die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte, dass die Lebenspartnerschaft 
nunmehr begründet ist. Die Begründung der 
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Lebenspartnerschaft kann in Gegenwart 
von bis zu zwei volljährigen Zeugen erfol-
gen. Die Standesbeamtin oder der Stan-
desbeamte erteilt den Lebenspartnerinnen 
oder Lebenspartnern eine gebührenfreie 
Bescheinigung über die Begründung der 
Lebenspartnerschaft. 
 
(2) Die Begründung der Lebenspartner-
schaft soll in einer der Bedeutung der Le-
benspartnerschaft entsprechenden würdi-
gen Form vorgenommen werden. 
 
(3) Soll die Lebenspartnerschaft wegen le-
bensgefährlicher Erkrankung eines Erklä-
renden ohne abschließende Prüfung der 
Voraussetzungen nach § 2 begründet wer-
den, so muss durch ärztliches Zeugnis oder 
auf andere Weise nachgewiesen werden, 
dass die Begründung der Lebenspartner-
schaft nicht aufgeschoben werden kann. In 
diesem Fall muss glaubhaft gemacht wer-
den, dass der Begründung der Lebenspart-
nerschaft keine Hindernisse entgegenste-
hen.  
 
(4) Die Begründung der Lebenspartner-
schaft ist im Beisein der Lebenspartnerin-
nen oder Lebenspartner zu beurkunden. Er-
folgt die Begründung in Gegenwart von 
Zeugen, so ist die Beurkundung auch in ih-
rem Beisein vorzunehmen. Sie ist in das 
Lebenspartnerschaftsbuch, für das der die-
sem Gesetz beigefügte Vordruck nach dem 
Muster der Anlage 1 zu verwenden ist, ein-
zutragen. Die Eintragung ist von den Le-
benspartnerinnen oder Lebenspartnern, den 
Zeugen und von der Standesbeamtin oder 
dem Standesbeamten zu unterschreiben. 
Die Einträge sind fortlaufend zu nummerie-
ren. 
 
(5) In das Lebenspartnerschaftsbuch wer-
den eingetragen 
 
1.  die Vor- und Familiennamen der Erklä-

renden, gegebenenfalls der Doktorgrad, 
ihr Beruf und Wohnort, Ort und Tag ih-
rer Geburt sowie im Falle ihres Einver-
ständnisses ihre rechtliche Zugehörig-
keit oder ihre Nichtzugehörigkeit zu ei-
ner Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft,  
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2.  die Vor- und Familiennamen der bei der 
Begründung der Lebenspartnerschaft 
anwesenden Zeugen, gegebenenfalls 
der Doktorgrad, ihr Alter, Beruf und 
Wohnort,  

 
3.  die Erklärungen zur Begründung der 

Lebenspartnerschaft,  
 

4.  der Geburtsname mit dem Zusatz "ge-
borene(r)" bei Erklärenden, die einen 
Ehenamen oder einen Lebenspartner-
schaftsnamen führen und deren Ge-
burtsname nicht dieser Name ist, 

 
5.  sofern von den Lebenspartnerinnen 

oder Lebenspartnern bestimmt der Le-
benspartnerschaftsname gegebenen-
falls unter Voranstellung oder Anfügung 
eines Begleitnamens. 

 
(6) Das Lebenspartnerschaftsbuch ist im 
Umfange des nachfolgenden Satzes fortzu-
führen. Unterhalb des Eintrags über die Be-
gründung der Lebenspartnerschaft ist zu 
vermerken 
 
1.  die Aufhebung der Lebenspartnerschaft 

oder  
 

2.  die Feststellung des Nichtbestehens 
der Lebenspartnerschaft oder 

 
3.  der Tod eines der Lebenspartnerinnen 

oder Lebenspartner, ihre Todeserklä-
rung oder die gerichtliche Feststellung 
der Todeszeit und die Aufhebung sol-
cher Beschlüsse.  

 
 Jeder Vermerk ist unter Angabe des 

Tages der Eintragung und unter Nen-
nung der zugrunde liegenden Unterla-
gen mit dem Zusatz "Die Standesbeam-
tin" oder "Der Standesbeamte" zu un-
terschreiben.  

 
 Für die Berichtigung von unrichtigen 

Einträgen im Lebenspartnerschaftsbuch 
ist die Standesbeamtin oder der Stan-
desbeamte in eigener Beweiswürdi-
gung zuständig. 

 
(7) Die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte stellt aufgrund des Lebenspartner-
schaftsbuches eine Lebenspartnerschafts-
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urkunde aus, für die der diesem Gesetz 
beigefügte Vordruck nach dem Muster der 
Anlage 2 zu verwenden ist. 
 
(8) In die Lebenspartnerschaftsurkunde 
werden aufgenommen 
 
1.  die Vornamen und der Familienname 

nach Begründung der Lebenspartner-
schaft sowie gegebenenfalls der Ge-
burtsname der Lebenspartnerinnen o-
der Lebenspartner, gegebenenfalls der 
Doktorgrad, ihr Wohnort, Ort und Tag 
ihrer Geburt sowie ihre rechtliche Zu-
gehörigkeit oder ihre Nichtzugehörigkeit 
zu einer Kirche, Religionsgesellschaft 
oder Weltanschauungsgemeinschaft, 
wenn die rechtliche Zugehörigkeit oder 
die Nichtzugehörigkeit im Lebenspart-
nerschaftsbuch eingetragen ist,  

 
2.  Ort und Tag der Begründung der Le-

benspartnerschaft. 
 

 Ist die Lebenspartnerschaft aufgelöst, 
so ist dies am Schluss der Urkunde an-
zugeben. 

 
(9) Wird nach Begründung der Lebenspart-
nerschaft eine namensrechtliche Erklärung 
nach § 3 Abs. 1 bis 3 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes abgegeben, erteilt die nach 
§ 1 Abs 2 Satz 1 zuständige Standesbeam-
tin oder der zuständige Standesbeamte der 
Person, deren Name geändert worden ist, 
hierüber auf Wunsch eine Bescheinigung. 
§ 7 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. 
 
§ 4 
Zweitbuch,  
Abschluss des Lebenspartnerschaftsbu-
ches und Namenverzeichnis 
 
(1) Die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte hat für das Lebenspartnerschafts-
buch ein Zweitbuch anzulegen. Sie/er hat 
von jedem Eintrag in das Erstbuch spätes-
tens am folgenden Werktag eine Abschrift in 
das Zweitbuch einzutragen und zu beglau-
bigen.  
 
(2) Die Standesbeamtin oder der Standes-
beamte kann das Zweitbuch auch in elekt-
ronischer Form führen.  
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(3) Am Jahresende ist das Lebenspartner-
schaftsbuch abzuschließen und die Zahl der 
darin enthaltenen Einträge zu vermerken.  
 
(4) Das Lebenspartnerschaftsbuch ist dau-
ernd und sicher aufzubewahren. 
 
(5) Für das Lebenspartnerschaftsbuch ist 
geordnet nach den Anfangsbuchstaben der 
Familiennamen ein Namenverzeichnis zu 
führen.  
 
§ 5 
Auskünfte aus dem Lebenspartner-
schaftsbuch 
 
Einsicht in das Lebenspartnerschaftsbuch 
und Auskunft hieraus sowie die Erteilung 
einer Lebenspartnerschaftsurkunde kann 
nur von den Behörden im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit und von Personen verlangt wer-
den, auf die sich der Eintrag bezieht, sowie 
von deren Vorfahren und Abkömmlingen. 
Behörden haben den Zweck anzugeben. 
Andere Personen haben nur dann ein Recht 
auf Einsicht in das Lebenspartnerschafts-
buch und Auskunft hieraus sowie auf Ertei-
lung einer Lebenspartnerschaftsurkunde, 
wenn sie ein rechtliches Interesse glaubhaft 
machen.  
 
§ 6 
Mitteilung durch die Familiengerichte 
 
(1) Das Familiengericht hat Vorgänge, die 
nach § 3 Abs. 6 in das Lebenspartner-
schaftsbuch einzutragen sind, der Standes-
beamtin oder dem Standesbeamten, die 
oder der das Lebenspartnerschaftsbuch 
führt, oder der nach § 1 Abs. 1 des Lebens-
partnerschaftsgesetzes zuständigen Behör-
de mitzuteilen.  
 
(2) Beruht der Vorgang auf einer endgülti-
gen gerichtlichen Entscheidung, einer ge-
richtlichen Beurkundung oder auf einer vom 
Gericht entgegengenommenen Erklärung, 
so ist die Mitteilungvon der Geschäftsstelle 
des Gerichts vorzunehmen, das mitgewirkt 
oder im ersten Rechtszuge entschieden hat. 
Im Übrigen obliegt die Mitteilung der Stelle, 
auf deren Entscheidung oder Mitwirkung der 
Vorgang beruht. 
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(3) Die Mitteilungen sollen die Angaben 
enthalten, die die Standesbeamtin oder der 
Standesbeamte für die Eintragung benötigt. 
 
(4) Die §§ 18 bis 22 des Einführungsgeset-
zes zum Gerichtsverfassungsgesetz 
(EGGVG) bleiben unberührt.  
 
§ 7 
Mitteilung an das Familienbuch 
 
(1) Wird für die Eltern einer Lebenspartnerin 
oder eines Lebenspartners ein Familien-
buch geführt, so ist der Standesbeamtin o-
der dem Standesbeamten, die oder der die-
ses Familienbuch führt, die Begründung der 
Lebenspartnerschaft mitzuteilen. In der Mit-
teilung sind das Kennzeichen des Familien-
buches, die Vornamen der Lebenspartne-
rinnen oder Lebenspartner und die von ih-
nen bei und nach der Begründung der Le-
benspartnerschaft geführten Familienna-
men, der Ort und Tag der Begründung der 
Lebenspartnerschaft sowie die Nummer des 
Lebenspartnerschaftseintrags anzugeben. 
Ist eine frühere Lebenspartnerschaft der 
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners 
aufgelöst worden, so ist auch dies unter Be-
zeichnung der Grundlage in der Mitteilung 
anzugeben.  
 
(2) Wird für eine Lebenspartnerin oder ei-
nen Lebenspartner ein Familienbuch für ei-
ne frühere Ehe geführt, so ist die Mitteilung 
nach Absatz 1 an die Standesbeamtin oder 
den Standesbeamten zu senden, die oder 
der dieses Familienbuch führt. 
 
(3) Ist ein Familienbuch noch nicht angelegt, 
so ist die Mitteilung nach Absatz 1 an die 
Standesbeamtin oder den Standesbeamten 
zu senden, die oder der die Geburt der Le-
benspartnerin oder des Lebenspartners be-
urkundet hat.  
 
§ 8 
Mitteilung an die Meldebehörde 
 
Die Standesbeamtin oder der Standesbe-
amte teilt der für die alleinige Wohnung oder 
für die Hauptwohnung zuständigen Melde-
behörde im Falle des § 3 Abs. 1 den bishe-
rigen und den neuen Familiennamen, die 
Vornamen, gegebenenfalls den Doktorgrad, 
den Tag und Ort der Geburt, die Anschrift 

- 13 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 14 

und die Tatsache der Lebenspartnerschaft 
unter Angabe des Tages und des Ortes der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, des 
Standesamtes sowie der Nummer des Le-
benspartnerschaftsbuches mit. Im Falle des 
§ 3 Abs. 9 sind nur der bisherige und der 
neue Familienname, die Vornamen, gege-
benenfalls der Doktorgrad, der Tag und Ort 
der Geburt und die Anschrift mitzuteilen.  
 
§ 9 
Aufsichtsbehörden 
 
Die Aufsicht über die Standesbeamtinnen 
und Standesbeamten, die das Lebenspart-
nerschaftsgesetz nach diesem Gesetz aus-
führen, führen  
 
1.  als untere Aufsichtsbehörden 

 
 in kreisangehörigen Gemeinden  
 die Landräte als untere staatliche Ver-

waltungsbehörden, 
 

 im Übrigen die kreisfreien Städte, 
 

2.  als obere Aufsichtsbehörden 
 

 die Bezirksregierungen, 
 

3. als oberste Aufsichtsbehörde 
 

 das Innenministerium. 
 
§ 10 
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2001 in 
Kraft. Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag bis zum 31. Dezember 2009 über 
die Notwendigkeit des Fortbestehens dieses 
Gesetzes. 

   
Artikel 5 
Änderung des Fachhochschulgesetzes 
öffentlicher Dienst 

  
Gesetz über die Fachhochschulen für 
den öffentlichen Dienst im Lande Nord-
rhein-Westfalen (Fachhochschulgesetz 
öffentlicher Dienst - FHGöD -) 

   
Das Fachhochschulgesetz öffentlicher 
Dienst vom 29. Mai 1984 
(GV. NRW. S. 303), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S. 224), wird wie folgt geändert: 

  

   

- 14 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 15

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 Inhaltsübersicht 
§ 1  Geltungsbereich 

   
  Erster Abschnitt 

Rechtsstellung und 
Aufgaben der Fachhochschulen 
§ 2  Rechtsstellung 
§ 3  Aufgaben 
§ 4  Entwicklung 
§ 5  Freiheit von Wissenschaft, For-

schung, Lehre und Studium 
§ 5a  Anwendung allgemeiner Vorschrif-

ten des Hochschulgesetzes 
   
  Zweiter Abschnitt 

Mitgliedschaft und Mitwirkung 
§ 6  Mitglieder und Angehörige 
§ 7  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

und Angehörigen 
   
  Dritter Abschnitt 

Aufbau und Organisation 
   
  1. 

Organe 
§ 8  Organe 
§ 9  Leiter der Fachhochschule 
§ 10  Aufgaben des Senats 
§ 11  Mitglieder des Senats 
§ 12  Fachbereiche und Fachbereichsräte 
§ 13  Aufgaben des Fachbereichsrates 
§ 14  Mitglieder und Sprecher des Fach-

bereichsrates 
§ 15  Wahlen 
§ 16  Allgemeine Verfahrensgrundsätze in 

Angelegenheiten des Senats und 
der Fachbereichsräte 

   
  2. 

Abteilungen 
§ 17  Abteilungen und Abteilungsleiter 

   
  3. 

Verwaltung der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung 
§ 17a  Verwaltung der Fachhochschule, 

Kanzler 
   
  4. 

Belange der Gleichstellung 
§ 17b  Gleichstellungsbeauftragte 

   
  5. 

Institute und Einrichtungen 
§ 17c  Institute und Einrichtungen an der 
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Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung 

   
  Vierter Abschnitt 

Das Hochschulpersonal 
§18  Grundsatz 
§19  Berufungsverfahren 
§ 20  Dozenten 
§ 21  Nebenamtliche Lehrende 

   
 
 
 
 
 
 
 

a) Die Angabe zu § 23a wird wie folgt 
gefasst: 

  „§ 23a (weggefallen)“. 

 Fünfter Abschnitt 
Studierende, Studium und Prüfung, 
Hochschulgrad 
§ 22  Zugang zum Studium und Zuord-

nung zu den Abteilungen 
§ 23  Studenten mit besonderer Zulas-

sungsvoraussetzung 
§ 23a  Zulassungsvoraussetzungen für Po-

lizeivollzugsbeamte 
§ 24 Vorzeitiges Ausscheiden 
§ 25  Sprecher der Studenten 
§ 26  Studienordnung, Prüfungen 
§ 27  Hochschulgrad 
§ 27a  Anwendung von Vorschriften des 

Hochschulgesetzes für Studierende 
im Bereich der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung 

   
  Sechster Abschnitt 

Forschung an der 
Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung 
§ 27b  Anwendung von Vorschriften des 

Hochschulgesetzes im Bereich der 
Forschung 

   
  Siebter Abschnitt 

Haushaltswesen an der 
Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung 
§ 27c  Anwendung von Vorschriften des 

Hochschulgesetzes im Bereich des 
Haushalts 

   
  Achter Abschnitt 

Beiräte, Aufsicht 
§ 28  Beiräte 
§ 29  Aufsicht 
§ 30  Genehmigungen 
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  Neunter Abschnitt 
Zusammenwirken der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung 
mit anderen Hochschulen 
§ 31 Anwendung von Vorschriften des 

Hochschulgesetzes im Bereich der 
Zusammenarbeit mit anderen Hoch-
schulen 

   
 
 
 

b) Die Angabe zu § 33 wird wie folgt 
gefasst: 

  „§ 33 (weggefallen)“. 
 

c) Die Angabe zu § 33a wird wie folgt 
gefasst: 

  „§ 33a (weggefallen).“ 

 Zehnter Abschnitt 
Übergangsbestimmungen 
§ 32  Satzungen und Ordnungen 
§ 33  Polizeivollzugsbeamte 

   
  Elfter Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
§ 34  Fachhochschule für öffentliche Ver-

waltung des Bundes 
§ 35  Nachträgliche Verleihung eines Dip-

lomgrades 
§ 36  Änderung von Gesetzen 
§ 37  In-Kraft-Treten 
§ 38  Befristung 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 9 
Leiter der Fachhochschule 
 
(1) Der Leiter der Fachhochschule, an der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
der Präsident der Fachhochschule, 
 
1. vertritt und leitet die Fachhochschule, 
 
2. bereitet die Beratungen des Senats vor, 

leitet dessen Sitzungen, führt die Be-
schlüsse des Senats aus und erstattet 
ihm den Jahresbericht,  

 
3. ist für die Ordnung in der Fachhoch-

schule verantwortlich und übt das 
Hausrecht aus, 

 
4. ist Dienstvorgesetzter der an der Fach-

hochschule hauptamtlich tätigen Beam-
ten und Richter, 

 
 
5. nimmt alle sonstigen Aufgaben wahr, 

soweit sie nicht den anderen Organen 
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2. § 9 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende 

Fassung: 
 „An der Fachhochschule für öffentliche 

Verwaltung nimmt der Präsident diese 
Aufgabe wahr.“ 

 

zugewiesen sind. 
 
An der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung gilt Nummer 5 mit der Maßgabe, 
dass das Präsidium zuständig ist. 
 
(2) Der Leiter der Fachhochschule hat 
rechtswidrige Beschlüsse des Senats oder 
eines Fachbereichsrates zu beanstanden. 
An der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung nimmt das Präsidium diese Aufga-
be wahr. Die Beanstandung hat aufschie-
bende Wirkung. Wird innerhalb einer ange-
messenen Frist keine Abhilfe geschaffen, so 
hat der Leiter der Fachhochschule das zu-
ständige Ministerium (§ 29 Abs. 2) zu unter-
richten. 
 
(3) Ständiger Vertreter des Leiters der 
Fachhochschule ist ein an der Fachhoch-
schule tätiger Beamter oder Richter; ständi-
ger Vertreter des Präsidenten der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung ist der 
Vizepräsident. 
 
(4) Leiter und Stellvertreter, an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung Prä-
sident und Vizepräsident, werden nach An-
hörung des Senats von dem zuständigen 
Ministerium (§ 29 Abs. 2) bestellt. Der Senat 
kann im Rahmen der Anhörung verlangen, 
dass sich Bewerber für das Amt des Leiters, 
an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung Bewerber für das Amt des Präsi-
denten, ihm vorstellen. Er ist berechtigt, 
dem zuständigen Ministerium auf Grund der 
Vorstellung die Bestellung eines Bewerbers 
vorzuschlagen. 
 
(5) Die Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung wird von einem Präsidium geleitet. 
Dem Präsidium gehören der Präsident der 
Fachhochschule, der Vizepräsident und der 
Kanzler an. § 21 Abs. 1, 1. Halbsatz, Abs. 2 
Sätze 8 und 9 und Abs. 3 HG gelten ent-
sprechend. Die Stellen des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten werden ausgeschrie-
ben. Die Entscheidung über die Besetzung 
der Stelle des Präsidenten trifft die Landes-
regierung auf Vorschlag des Innenministeri-
ums, die Entscheidung über die Besetzung 
der Stelle des Vizepräsidenten das Innen-
ministerium. Basis für die Entscheidung 
über die Besetzung der Stelle des Präsiden-
ten und des Vizepräsidenten ist ein Aus-

- 18 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 19

wahlverfahren, an dem Innenministerium 
und Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung beteiligt sind; die Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung kann Mitglieder des 
Senats hinzuziehen. 
 
(6) Der Präsident der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung wird von der Landes-
regierung, der Vizepräsident vom Innenmi-
nisterium für die Dauer von acht Jahren zu 
Beamten auf Zeit ernannt. In diese Ämter 
dürfen nur Bewerber berufen werden, die 
sich in einem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit befinden; der Landespersonalaus-
schuss kann Ausnahmen hiervon zulassen. 
Wiederernennung ist zulässig. Für die Wie-
derernennung gilt Absatz 5 Satz 4 und 5 
entsprechend; von einer Ausschreibung 
kann abgesehen werden. Vom Tage der 
Ernennung ruhen für die Dauer des Beam-
tenverhältnisses auf Zeit die Rechte und 
Pflichten aus dem Amt, das dem Beamten 
zuletzt im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
übertragen worden ist, mit Ausnahme der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des 
Verbotes der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken; das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit besteht fort. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Mitglieder des Senats 
 
(1) Dem Senat gehören an 
 
1. der Leiter der Fachhochschule als Vor-

sitzender oder im Falle seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter, an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung 
der Präsident oder im Falle seiner Ver-
hinderung der Vizepräsident, 

 
2. insgesamt zehn, bei der Fachhoch-

schule für öffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen 15 Vertreter der Grup-
pe der Professoren und Dozenten, 

 
3. zwei Vertreter der Gruppe der Mitarbei-

ter (§ 6 Abs. 1 Nrn. 3 und 4), 
 
4. sechs, bei der Fachhochschule für öf-

fentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen acht Vertreter der Studenten, 

 
5. mit beratender Stimme je ein von den 

Spitzenorganisationen der zuständigen 
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3. § 11 Absatz 3 Nummer 2 erhält folgen-

de Fassung: 
 „2. ein von den Rentenversicherungs-

trägern, deren Nachwuchskräfte des 
gehobenen Dienstes an der Fachhoch-
schule ausgebildet werden, gemeinsam 
zu bestimmendes Mitglied.“ 

Gewerkschaften und Berufsverbände 
(§ 94 Abs. 3 Satz 1 LBG) zu bestim-
mendes Mitglied sowie die Gleichstel-
lungsbeauftragte, 

 
6. mit beratender Stimme ein von dem für 

den Geschäftsbereich zuständigen Mi-
nisterium zu bestimmendes Mitglied. 

 
(2) Die Abteilungsleiter und der Kanzler an 
der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung, der Stellvertreter des Leiters oder der 
Vizepräsident und die Fachbereichsspre-
cher gehören dem Senat mit beratender 
Stimme an, soweit sie nicht stimmberechtig-
te Mitglieder gemäß Absatz 1 sind. 
 
(3) Dem Senat der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 
gehören als Mitglieder ferner an: 
 
1. zwei von den kommunalen Spitzenver-

bänden zu bestimmende Mitglieder, 
 
2. ein von den Versicherungsträgern, de-

ren Beamte an der Fachhochschule 
ausgebildet werden, gemeinsam zu be-
stimmendes Mitglied. 

 
(4) Die gewählten Mitglieder des Senats 
sind an Weisungen nicht gebunden; sie dür-
fen wegen ihrer Tätigkeit im Senat oder in 
einer Kommission nicht benachteiligt wer-
den. 
 
(5) Die Anzahl der Mitglieder des Senats 
nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 und Absatz 3 
kann unter Wahrung des Sitzverhältnisses 
der Gruppen erhöht werden. Die Entschei-
dung hierüber wird in der Grundordnung ge-
troffen. 

   
4. § 13 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Es wird folgende neue Nummer 2 
eingefügt: 

 „2. Beschlussfassung in Sachen 
studiengangsbezogener Evaluati-

 § 13 
Aufgaben des Fachbereichsrates 
 
Der Fachbereichsrat hat folgende Aufga-
ben: 
 
1.  Beschlußfassung über die Studienord-

nung, 
 
2.  Abstimmung der Studieninhalte auf die 

Erfordernisse der Praxis, an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung in 
Abstimmung mit den in § 3 Abs. 1 
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on“. 
 
b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 

werden zu Nummern 3 bis 5. 
 

Satz 6 genannten Gremien, 
 
3.  Aufstellung von Vorschlägen für die Zu-

sammenarbeit mit den für die fachprak-
tischen Studienzeiten zuständigen Stel-
len, an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung auch Beschlussfassung 
über Grundsätze zur Zusammenarbeit 
mit den für die fachpraktischen Stu-
dienzeiten zuständigen Stellen, 

 
4.  Stellungnahme zum Beitrag der Fach-

hochschule zum Voranschlag für den 
Landeshaushalt, soweit er den Fachbe-
reich betrifft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14 
Mitglieder und Sprecher des Fachbe-
reichsrates 
 
(1) Dem Fachbereichsrat gehören an  
 
1. sechs Professoren und Dozenten oder 

sechs Vertreter der Gruppe der Profes-
soren und Dozenten, an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung acht 
Professoren und Dozenten oder acht 
Vertreter der Gruppe der Professoren 
und Dozenten, darunter mindestens ei-
ner, der die Aufgaben des Abteilungs-
leiters gemäß § 17 Abs. 3 wahrnimmt, 

 
2.  ein, an der Fachhochschule für öffentli-

che Verwaltung drei Vertreter der bei 
den Ausbildungskörperschaften tätigen 
Ausbildungsleiter oder Ausbilder, 

 
3.  ein Vertreter der Gruppe der Lehrbeauf-

tragten, 
 
4.  drei Vertreter der Gruppe der Studie-

renden. 
 
(2) Die Professoren und Dozenten eines 
Fachbereichs sind Mitglieder des Fachbe-
reichsrates. Gehören mehr als insgesamt 
sechs, an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung mehr als insgesamt acht 
Professoren und Dozenten zu einem Fach-
bereich, wählen sie Vertreter ihrer Gruppe. 
Gehören an der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung einem Fachbereich weni-
ger als acht Professoren und Dozenten an, 
so kann die Zahl der Mitglieder des Fachbe-
reichsrats entsprechend verringert werden. 
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5. In § 14 Absatz 4 Satz 1, 1. Halbsatz  

werden hinter den Wörtern „für zwei 
Jahre“, die Wörter „, an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung für die 
Dauer von drei Jahren,“ eingefügt. 

 
 

 
(3) Stellt die Gruppe der Lehrbeauftragten 
keinen Vertreter, erhöht sich die Zahl der 
Vertreter der Gruppe der Studenten auf vier.
 
(4) Der Sprecher des Fachbereichsrates 
und sein Vertreter werden vom Fachbe-
reichsrat aus den ihm angehörenden Pro-
fessoren oder Dozenten nach Maßgabe der 
Grundordnung für zwei Jahre gewählt; Wie-
derwahl ist zulässig. Der Sprecher, im Ver-
hinderungsfall sein Vertreter, hat die Aufga-
be, die Sitzungen des Fachbereichsrates 
einzuberufen und zu leiten. An der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung leitet 
der Sprecher den Fachbereich und vertritt 
ihn innerhalb der Fachhochschule im Rah-
men der von diesem gefassten Beschlüsse. 
 
(5) Die Mitglieder des Fachbereichsrates 
sind an Weisungen nicht gebunden; sie dür-
fen wegen ihrer Tätigkeit im Fachbereichs-
rat nicht benachteiligt werden. 
 

 
 
 
6. In § 15 Absatz 1 Satz 4 werden die 

Wörter „an den Landesversicherungs-
anstalten“ durch die Wörter „bei den 
Rentenversicherungsträgern“ ersetzt. 

 
 

 § 15 
Wahlen 
 
(1) Die Mitglieder des Senats nach § 11 
Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und des Fachbereichsra-
tes werden, nach Gruppen getrennt, für die 
Dauer von zwei, an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung für die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Die Wahldauer für 
Studierende der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung wird in der Wahlordnung 
geregelt. Jedes wahlberechtigte Mitglied der 
Fachhochschule kann sein Wahlrecht nur in 
seiner Gruppe ausüben. Die Vertreter der 
bei den Ausbildungskörperschaften tätigen 
Ausbildungsleiter oder Ausbilder werden 
von dem zuständigen Ministerium (§ 29 
Abs. 2) benannt; für Fachbereichsräte in 
Fachbereichen, die Studiengänge in den 
Laufbahnen des gehobenen nichttechni-
schen Dienstes in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden und an den Landes-
versicherungsanstalten umfassen, benennt 
der jeweilige Beirat (§ 28) die Vertreter. Der 
Vertreter der Lehrbeauftragten wird auf Vor-
schlag des Leiters der Fachhochschule, an 
der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung auf Vorschlag des Präsidenten vom 
Senat gewählt. 
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(2) Die Gruppe der Studenten wählt je Mit-
glied einen Stellvertreter, der nicht demsel-
ben Prüfungsjahrgang angehört. Beim Aus-
scheiden eines Mitglieds geht dessen Man-
dat auf seinen Stellvertreter über. 
 
(3) Die Vertreter der Gruppen werden in 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl und in der Regel nach den Grundsät-
zen der personalisierten Verhältniswahl ge-
wählt. Von der Verhältniswahl kann insbe-
sondere abgesehen werden, wenn wegen 
einer überschaubaren Zahl von Wahlbe-
rechtigten die Mehrheitswahl angemessen 
ist. § 14 Abs. 2 bleibt unberührt. Mitglieder 
(§ 6), die Aufgaben der Personalvertretung 
nach § 111 des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes (LPVG) wahrnehmen, kön-
nen nicht dem Senat angehören. 
 
(4) Die Wahlordnung erläßt die Fachhoch-
schule. Allen Wahlberechtigten ist die Mög-
lichkeit der Briefwahl zu geben. Durch die 
Regelung des Wahlverfahrens und die Be-
stimmung des Zeitpunktes der Wahlen, die 
möglichst gemeinsam stattfinden sollen, 
sind die Voraussetzungen für eine möglichst 
hohe Wahlbeteiligung zu schaffen. 
 
(5) Nach Ablauf der Wahlzeit eines Organs 
führt dieses die Geschäfte weiter, bis ein 
neugewähltes Organ zu seiner ersten Sit-
zung zusammengetreten ist. 
 
(6) Wird die Wahl oder die Wahl einzelner 
Mitglieder nach Amtsantritt für ungültig er-
klärt, so berührt dies nicht die Rechtswirk-
samkeit der vorher gefaßten Beschlüsse, 
soweit diese vollzogen sind. 
 
(7) Treffen bei einem Mitglied des Senats 
nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 Wahlmandat und 
Amtsmandat zusammen, so ruht das 
Wahlmandat. 

   
7. § 18 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Satz 9 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Grundsatz 
 
(1) Die §§ 45, 46 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 und 5, 
Abs. 3 und 5, §§ 49 Abs. 1 bis 3, 51, 54, 55 
und 62 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 4 HG gel-
ten entsprechend; dabei tritt an die Stelle 
des Ministeriums für Wissenschaft und For-
schung im Falle des § 62 Abs. 1 Satz 1 HG 
das Innenministerium, das die Rechtsver-

- 23 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 24 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 
 „(3) Zu den hauptamtlichen Aufga-

ben der Professoren an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwal-
tung gehört auch die Tätigkeit in 
Prüfungskommissionen, die zur 
Abnahme von Staatsprüfungen in 

ordnung im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und dem Justizministerium 
erlässt, im Übrigen das gem. § 29 Abs. 2 
zuständige Ministerium. Im Falle des § 49 
Abs. 3 HG tritt an die Stelle der Fachhoch-
schule das nach § 29 Abs. 2 zuständige Mi-
nisterium. Bei Beurlaubungen nach § 51 
Abs. 2 HG kann von der Maßgabe, dass 
dadurch dem Land keine zusätzlichen Kos-
ten entstehen sollen, abgesehen werden, 
wenn der zu Beurlaubende wegen der Be-
sonderheit des von ihm vertretenen Faches 
nicht zu einer Dienststelle des Landes beur-
laubt werden kann. Das gem. § 29 Abs. 2 
zuständige Ministerium beruft die Professo-
ren auf Vorschlag der Fachhochschule. Es 
kann einen Professor abweichend von der 
Reihenfolge des Vorschlags der Fachhoch-
schule berufen oder einen neuen Vorschlag 
anfordern. Ohne Vorschlag der Hochschule 
kann es einen Professor berufen, wenn die 
Hochschule acht Monate nach Einrichtung, 
Zuweisung oder Freiwerden der Stelle, bei 
Freiwerden durch Erreichen der Altersgren-
ze drei Monate nach dem Freiwerden der 
Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat, 
wenn sie der Aufforderung zur Vorlage ei-
nes neuen Vorschlages bis zum Ablauf von 
sechs Monaten nicht nachgekommen ist 
oder wenn in dem neuen Vorschlag keine 
geeigneten Personen benannt sind, deren 
Qualifikation den Anforderungen der Stelle 
entspricht. In den Fällen der Sätze 5 und 6 
ist die Fachhochschule zu hören. Das Minis-
terium kann die Befugnis, Professoren zu 
berufen, oder die Befugnis zu dazu gehö-
renden vorbereitenden Maßnahmen allge-
mein oder teilweise auf die Hochschulen 
übertragen. Die Berufung von Professoren 
erfolgt im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um für Wissenschaft und Forschung.  
 
(2) § 51 Abs. 1 HG gilt ausschließlich für die 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
und mit der Maßgabe, dass das Innenminis-
terium an die Stelle der Fachhochschule tritt 
und die durch die Freistellung entstehenden 
Kosten vollständig ausgeglichen werden. 
 
(3) Zu den hauptberuflichen Aufgaben der 
Professoren an der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung gehört auch die Tätig-
keit in Prüfungskommissionen, die das Lan-
desprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen 
zur Abnahme von Staatsprüfungen in den in 

- 24 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 25

den in § 3 Absatz 4 Nummer 3 
Satz 1 genannten Laufbahnen des 
gehobenen Dienstes bestellt wer-
den.“ 

 

§ 3 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 genannten Laufbah-
nen des gehobenen Dienstes bestellt. 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 Satz 6 wird aufgehoben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 
werden die Absätze 2 bis 6. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20 
Dozenten 
 
(1) Die Dozenten vermitteln den Studenten 
Fachwissen und unterweisen sie in der An-
wendung fachbezogener wissenschaftlicher 
Methoden auf der Grundlage besonderer 
Kenntnisse und Erfahrungen in der berufli-
chen Praxis. Sie nehmen diese Lehraufga-
ben selbständig wahr; sie sind berechtigt, 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 5 wahrzuneh-
men. Ihre Beschäftigung an einer Fach-
hochschule soll auf längstens sieben Jahre 
befristet werden. Nach Ablauf eines Zeit-
raums von drei Jahren nach Beendigung 
der Dozententätigkeit ist eine erneute Be-
stellung zum Dozenten möglich. In begrün-
deten Ausnahmefällen kann auf eine Befris-
tung nach Satz 3 verzichtet und der Zeit-
raum von drei Jahren nach Satz 4 abge-
kürzt werden. § 18 Abs. 3 gilt für Dozenten 
an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung entsprechend. 
 
(2) Absatz 1 Satz 3 gilt nicht an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung. An 
der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung soll die Beschäftigung von Dozenten in 
geeigneten Fächern und Berufsfeldern auf 
mindestens 3 Jahre befristet werden. 
 
(3) Neben den beamten- und laufbahnrecht-
lichen Voraussetzungen sind für die Bestel-
lung zum Dozenten grundsätzlich ein den 
vorgesehenen Aufgaben entsprechendes 
abgeschlossenes Hochschulstudium, päda-
gogische Eignung und eine einschlägige be-
rufspraktische Tätigkeit erforderlich. An die 
Stelle des abgeschlossenen Hochschulstu-
diums können Kenntnisse und Erfahrungen 
treten, die die Bewerber auf ihrem Fachge-
biet befähigen, eine Lehrtätigkeit auszu-
üben, die derjenigen von Dozenten mit ab-
geschlossenem Hochschulstudium ent-
spricht. 
 
Dozenten müssen bereits vor ihrer Bestel-
lung im öffentlichen Dienst tätig gewesen 
sein. 

- 25 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/98 

 26 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Als neuer Absatz 7 wird angefügt: 
 
 „(7) Dozenten an der Fachhoch-

schule für öffentliche Verwaltung 
sollen bereits vor ihrer Berufung im 
öffentlichen Dienst tätig gewesen 
sein. Für sie gilt § 18 Absatz 1 Satz 
8 und Absatz 3 entsprechend; Ab-
satz 3 Satz 1 gilt nicht.“ 

 

 
(4) Ausnahmsweise können Dozenten im 
Angestelltenverhältnis beschäftigt werden. 
 
(5) Wer zum Dozenten bestellt werden soll, 
kann zum Nachweis seiner Eignung für be-
grenzte Zeit beschäftigt werden. 
 
(6) Dozenten werden vom zuständigen Mi-
nisterium berufen oder bestellt. 
 
(7) Stellen, deren Inhaber als Dozenten tätig 
werden sollen, sind von der Fachhochschu-
le auszuschreiben. 

9. § 23a wird aufgehoben. 
 

 § 23a 
Einstufungsprüfung für Polizeivollzugs-
beamte 
 
(1) Kenntnisse und Fähigkeiten, die für ein 
erfolgreiches Studium erforderlich sind, 
können von Polizeivollzugsbeamten nach 
einer mindestens fünfjährigen Tätigkeit ab 
Beendigung der Probezeit in einer Einstu-
fungsprüfung nachgewiesen werden. Poli-
zeivollzugsbeamte, die die Anforderungen 
der Einstufungsprüfung erfüllen, werden 
zum zweiten Jahr des Studienganges zuge-
lassen. 
 
(2) Das Innenministerium regelt durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Wissenschaft und For-
schung den Umfang der nachzuweisenden 
Kenntnisse, die Art des Nachweises sowie 
das Verfahren der Einstufungsprüfung. 

   
10. In § 24 wird das  Wort „Beamten-

verhältnis“ durch die Wörter „Beamten- 
oder Ausbildungsverhältnis“ ersetzt. 

 

 § 24 
Vorzeitiges Ausscheiden 
 
Studenten verlieren ihre Mitgliedschaft und 
ihre Berechtigung zur Fortsetzung des Stu-
diums zum selben Zeitpunkt, zu dem ihr 
Beamtenverhältnis vor Abschluß des Stu-
dienganges endet. 
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11. § 27 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Der bisherige Wortlaut wird 
Absatz 1. 

 

 § 27 
Hochschulgrad 
 
Auf Grund der erfolgreich abgelegten Lauf-
bahn- oder Aufstiegsprüfung verleiht die 
Fachhochschule den Studenten, die Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen auch Personen, die als Be-
amte des Landes Nordrhein-Westfalen nach 
einem Studium an der Archivschule Mar-
burg - Fachhochschule für Archivwesen - 
die Prüfung für die Laufbahn des gehobe-
nen Archivdienstes bestanden haben, nach 
Maßgabe einer Satzung einen Diplomgrad. 
Der Diplomgrad wird mit dem Zusatz 
,,Fachhochschule" (,,FH") verliehen. 

   
b) Es wird folgender Absatz 2 ange-

fügt: 
 
 „(2) Aufgrund eines erfolgreich ab-

geschlossenen Bachelor- oder 
Masterstudienganges gemäß 
§ 3 Absatz 4 Nummer 3 verleiht die 
Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung einen entsprechenden 
Hochschulgrad; die erfolgreich 
abgeleistete Bachelor-
Hochschulprüfung gilt zugleich als 
Laufbahnprüfung.“ 

 

  

12. § 28 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Absatz 1, Absatz 4 und Absatz 5 
wird jeweils das Wort „Sozialversi-
cherungsträger“ durch das Wort 
„Rentenversicherungsträger“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 28 
Beiräte 
 
(1) Für die Angelegenheiten der Ausbildung 
von Beamten des gehobenen nichttechni-
schen Dienstes der Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie der Sozialversiche-
rungsträger durch die Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 
werden Beiräte beim Innenministerium ein-
gerichtet. 
 
(2) Dem Beirat für den Bereich der Gemein-
den und Gemeindeverbände gehören an 
 
1.  sechs Mitglieder aus Gemeinden, Ge-

meindeverbänden und kommunalen 
Spitzenverbänden, die von den kom-
munalen Spitzenverbänden gemeinsam 
benannt werden, 

 
2.  zwei vom Innenministerium zu benen-

nende Mitglieder. 
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b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
  
 „(3) Dem Beirat für den Bereich der 

Rentenversicherungsträger gehö-
ren sechs Mitglieder an, die ge-
meinsam benannt werden.“ 

 
 

(3) Dem Beirat für den Bereich der Sozial-
versicherungsträger gehören an 
 
1.  sechs Mitglieder aus dem Bereich der 

Sozialversicherungsträger, die von den 
Versicherungsträgern, deren Beamte 
an der Fachhochschule ausgebildet 
werden, gemeinsam benannt werden, 

 
2.  zwei vom Ministerium für Gesundheit, 

Soziales, Frauen und Familie zu be-
nennende Mitglieder. 

 
(4) Im Bereich der Ausbildung für die Ge-
meinden und Gemeindeverbände und für 
die Sozialversicherungsträger sind Ent-
scheidungen über 
 
1.  die Genehmigung von Studienordnun-

gen, 
 
2.  die Bestellung des Leiters der Fach-

hochschule, seines Stellvertreters, der 
Abteilungsleiter und der Lehrenden, 

 
3.  die Errichtung, Teilung, Auflösung oder 

Zusammenlegung von Fachbereichen 
und von Abteilungen 

 
im Benehmen mit dem Beirat zu treffen. 
 
(5) Soweit die Ausbildung im Bereich der 
Gemeinden und Gemeindeverbände oder 
der Sozialversicherungsträger berührt ist, 
entscheidet das für die Ordnung der Lauf-
bahn zuständige Ministerium im Einver-
nehmen mit dem jeweiligen Beirat über den 
Erlass von Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen. Ist es nicht zugleich das für die 
Aufsicht über die Fachhochschule zuständi-
ge Ministerium, stellt es mit diesem das 
Einvernehmen her. Die Einrichtung neuer 
Studiengänge (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 Sätze 3 und 
4) oder die wesentliche Änderung beste-
hender Studiengänge setzt das Einverneh-
men des Beirats für den Bereich der Ge-
meinden und Gemeindeverbände voraus, 
soweit die Ausbildung von kommunalen Be-
schäftigten an der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung berührt ist. Satz 3 gilt 
entsprechend für den Beirat für den Bereich 
der Sozialversicherungsträger. In anderen 
Fällen der Einrichtung neuer Studiengänge 
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ist das Benehmen mit den Beiräten herzu-
stellen und auf Wunsch die Entscheidung 
durch das Innenministerium zu begründen. 

   
13. § 33 wird aufgehoben. 
 

 § 33 
Polizeivollzugsbeamte 
 
Für die vor dem Jahr 1995 eingestellten Po-
lizeivollzugsbeamten gilt § 23 a Abs. 1 mit 
der Maßgabe, dass sie die Kenntnisse und 
Fähigkeiten nach der in der Laufbahnver-
ordnung der Polizei für die Zulassung zum 
Aufstieg vorgesehenen Dienstzeit nachwei-
sen können. 
 

14. § 33a wird aufgehoben. 
 

 § 33a 
Polizeivollzugsbeamte 
 
Für die vor dem Jahr 1995 eingestellten Po-
lizeivollzugsbeamten gilt § 23 a Abs. 1 mit 
der Maßgabe, daß sie die Kenntnisse und 
Fähigkeiten nach der in der Laufbahnver-
ordnung der Polizei für die Zulassung zum 
Aufstieg vorgesehenen Dienstzeit nachwei-
sen können. 
 
 

15. In § 38 wird die Zahl „2010“ durch die 
Zahl „2014“ ersetzt. 

 

 § 38 
 
Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2010 außer Kraft. 

   
Artikel 6 
Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung  
 
A Allgemeines 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts hat Nordrhein-Westfalen das gesam-
te Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der Befristung und der ständigen Über-
prüfung gestellt. In der Begründung zu dem Ersten Gesetz zur Befristung des Landesrechts 
(Drucksache 13/4868, Seite 55) hat die Landesregierung zu Anlass und Notwendigkeit der 
kompletten Befristung des Landesrechts im Wesentlichen Folgendes hervorgehoben: 
 
Mit den Befristungsgesetzen setze die Landesregierung ihren konsequent eingeschlagenen 
Weg zur Entbürokratisierung fort. Schon Anfang der 1980er-Jahre seien zwei Rechtsbereini-
gungsgesetze verabschiedet worden, durch die 63 Gesetze und 225 Rechtsverordnungen 
aufgehoben und zahlreiche Vorschriften vereinfacht worden seien. Die Landesregierung ha-
be ferner am 15. Juli 2003 beschlossen, alle bestehenden und zukünftigen Gesetze und 
Rechtsverordnungen zu befristen. Dies entspreche zugleich einer Entschließung der Präsi-
denten der Deutschen Landesparlamente vom Juni 1998 zur Intensivierung der Gesetzesfol-
genabschätzung. Es sei grundsätzlich von einer Vermutung der bestehenden Überregulie-
rung auszugehen. Deshalb sei im Sinne einer Beweislastumkehr die Notwendigkeit der Auf-
rechterhaltung von Vorschriften zu begründen. Soweit es vertretbar sei, sollten Gesetze und 
Rechtsverordnungen aufgehoben werden. Soweit diese nicht aufgehoben werden könnten, 
sollten sie befristet werden. Grundsätzlich sei dabei ein Verfallsdatum auszusprechen. Die 
Anordnung eines Verfallsdatums habe den Vorteil, dass eine permanente und effektive Ge-
setzesbereinigung bewirkt werde. Dies erzeuge zudem einen hohen Handlungsdruck auf die 
am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten (Drucksache 13/4868, Seite 56). Bei Anordnung ei-
nes Verfallsdatums trete die betreffende Norm mit Ablauf der Frist außer Kraft, sofern nicht 
durch eine rechtzeitig in Kraft gesetzte Änderungsvorschrift die Befristung aufgehoben oder 
eine Verlängerung vorgesehen werde. Beim Vorliegen besonderer Gründe sei ausnahms-
weise eine Berichtspflicht möglich. Bei Vorschriften mit Berichtspflicht bewirke der Ablauf des 
Befristungszeitraums kein Außerkrafttreten der in dieser Weise befristeten Rechtsvorschrift; 
die Berichtspflicht verpflichte die Landesregierung nur zur rechtzeitigen Überprüfung und zur 
Vorlage des Überprüfungsergebnisses. Auf dieser Grundlage entscheide sodann der Norm-
geber über die Aufhebung bzw. Aufrechterhaltung der Vorschrift. Wichtig sei aus Sicht der 
Landesregierung ferner, dass die Befristung von Rechtsvorschriften keine „lose Fixierung 
von Verfallsfristen“ sein solle (Drucksache 13/4868, Seite 57), sondern in einem unverzicht-
baren Kontext zu einer materiellen Evaluation der getroffenen Regelungen stehe. Die Befris-
tung solle den Weg zu einer effektiven nachträglichen Kontrolle eröffnen. 
 
Die Befristung als gewissermaßen formelle Normenkontrolle wurde in der 14. Wahlperiode 
zudem durch eine neue materielle ressortübergreifende Normprüfung ergänzt und verstärkt. 
Mit dem Kabinettbeschluss vom 24. Oktober 2006 wurde - ohne zusätzliche neue Stellen zu 
schaffen - eine zentrale ressortübergreifende Normprüfung eingerichtet, die im Innenministe-
rium angesiedelt wurde und alle Entwürfe für Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, veröf-
fentliche Erlasse) auf Notwendigkeit, Wirksamkeit, Verständlichkeit und auf eine möglichst 
bürokratiearme Ausgestaltung zu prüfen hat. Die Normprüfstelle prüft zu jedem Rechtset-
zungsvorhaben der Landesregierung u. a. auch, ob die Ziele des Befristungsprojektes be-
rücksichtigt wurden; hier sind insbesondere zu nennen: 
 
- ob das Gesetz, die Verordnung oder der Erlass ersatzlos entfallen kann bzw. ein entspre-
chender Entwurf ersatzlos zurückgestellt werden sollte;  
 
- ob bestehende Stammnormen mit anderen Stammnormen verbunden werden können; die 
Zahl selbständiger Stammnormen, die strukturell bürokratietreibend sind, sollte so gering wie 
möglich gehalten werden; 
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- ob einzelne Paragraphen, Absätze oder Sätze gestrichen, gekürzt oder klarer und damit 
anwendungs- und bürgerfreundlicher gefasst werden können; 

 
- ob bestehende Rechtspflichten von Bürgern und Unternehmen entfallen oder vereinfacht 

werden können (z. B. Umwandlung von Genehmigungs- in Anzeigepflichten); 
 
- ob bürokratische Belastungen der Verwaltung (durch neue Überwachungspflichten, Be-

richtspflichten, Durchführung von Programmen etc.) vermieden oder abgemildert werden 
können. 

 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die Landesregierung dem Auftrag nach, dem 
Landtag einen Vorschlag über die weitere Behandlung befristeter Vorschriften im Geschäfts-
bereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales vorzulegen.  
 
 
 
B Zu einzelnen Bestimmungen 
 
Begründung zu Artikel 1: 
 
Auf das Gesetz, das die Grundlagen für die Korruptionsbekämpfung in den Behörden des 
Landes sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände in Nordrhein-Westfalen regelt, kann 
nicht verzichtet werden.  
Durch die Verlängerung der ursprünglich bis zum 28. Februar 2008 vorgesehenen Geltungs-
dauer des Gesetzes (Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im 
Zuständigkeitsbereich des Innenministeriums vom 12. November 2008) sollte die Möglichkeit 
geschaffen werden, unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Evaluierung des Gesetzes 
eine Novellierung noch in der 14. Wahlperiode durchzuführen und dabei auch die Entwick-
lung auf Bundesebene (erwartete Schaffung eines bundesweit geltenden Vergaberegisters) 
einzubeziehen. Da es hierzu in der 14. Wahlperiode nicht mehr gekommen ist, ist die Novel-
lierung nunmehr in der 15. Wahlperiode vorgesehen. 
 
 
Begründung zu Artikel 2: 
 
Das nordrhein-westfälische Zustellungsrecht wurde in der 14. Legislaturperiode bereits 
zweimal grundlegend geändert: 
 
Im Jahr 2006 wurde das damalige Landeszustellungsgesetz aus den 50er Jahren durch das 
jetzige, moderne Landeszustellungsgesetz NRW komplett ersetzt (LT-Drucksache 14/913). 
Die umfassende Modernisierung erfasste unter anderem die Möglichkeit der elektronischen 
Zustellung, die Zulassung privater Postzusteller sowie die Anpassung der Zustellung an die 
neugestalteten Zustellungsregelungen der Zivilprozessordnung (ZPO). Weiter wurden die 
Auslandszustellung und die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung den modernen Er-
fordernissen angepasst.  
 
Im Jahr 2009 hat das neue Landeszustellungsgesetz eine weitere Modernisierung erfahren, 
die im Zusammenhang mit der nationalen Umsetzung der europäischen Dienstleistungsricht-
linie stand (LT-Drucksache 14/8025). Sie bezog sich darauf, dass in Verfahren über eine 
einheitliche Stelle (sog. Einheitliche Ansprechpartner) auch die förmliche Zustellung auf e-
lektronischem Wege erfolgen muss, wenn denn der Antragsteller das elektronische Verfah-
ren gewählt hat. In diesem Kontext ist nicht auszuschließen, dass in der Zukunft noch An-
passungen zu erwarten sind, wenn der Bund sein De-Mail-Gesetz (vorher: Bürgerportalge-
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setz) gesetzgeberisch weiterverfolgt und sich Weiterentwicklungen beim elektronischen 
Briefdienst der Postunternehmen ergeben. 
 
Das jetzige Landeszustellungsgesetz NRW orientiert sich an Bund-Länder-Musterentwürfen 
mit dem Ziel eines bundesweit einheitlichen Zustellungsrechts. Es ist - neben dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz NRW, dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz  NRW und dem Gebüh-
rengesetz NRW - der vierte wichtige Bestandteil des nordrhein-westfälischen Verwaltungs-
rechts. Als verfahrensrechtliche Grundnorm mit fachübergreifender Bedeutung muss es zum 
Funktionieren des Verwaltungsverfahrens fortbestehen. Daher ist eine Verlängerung der Ver-
fallklausel um fünf Jahre vorgesehen. 
 
 
Begründung zu Artikel 3: 
 
Der Landtag hat im Oktober 2006 das Gesetz zur Befreiung von kommunalbelastenden lan-
desrechtlichen Standards für das Land Nordrhein-Westfalen verabschiedet. Das Gesetz tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft. Die Landesregierung hat im Rahmen des 
Befristungsmanagements dem Landtag gegenüber einen Bericht zum Ende des Befristungs-
zeitraumes angekündigt.  
 
Kernstück des Gesetzes bildete eine Experimentierklausel, die den Kommunen die Möglich-
keit eröffnet, auf Antrag zur Erprobung neuer Formen der Aufgabenerledigung von kommu-
nalbelastenden landesrechtlichen Standards in Gesetzen und Verordnungen abzuweichen, 
wenn die grundsätzliche Erfüllung des Gesetzesauftrages sichergestellt bleibt. 
 
Zum Stichtag 31.12.2009 wurden die Ressorts aufgefordert dem IM über die Praxis des Ge-
setzes zu berichten. Nach Auswertung der Stellungnahmen aller Ressorts ist davon auszu-
gehen, dass die Kommunen in den vergangenen etwas mehr als drei Jahren nur in einem 
geringen Umfang von den Möglichkeiten dieses Gesetzes Gebrauch gemacht haben. 
 
Bis zum Stichtag wurden 69 Anzeigen nach dem Standardbefreiungsgesetz bearbeitet: Zwei 
Anzeigen betrafen das Vermessungs- und Katastergesetz, die jedoch nicht zu einer erfolg-
reichen Standardbefreiung geführt haben. Eine Anzeige berührte die Mittelstands-
verträglichkeitsprüfung nach § 5 Mittelstandsgesetz (ein Gesetz, das im Juli 2008 außer Kraft 
getreten ist). Eine weitere (abgelehnte) Anzeige betraf die Anforderungen an eine Brand-
schutzdienststelle im Sinne des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfeleistung. Die 
übrigen 65 bezogen sich auf den Bereich des Korruptionsbekämpfungsgesetzes. Diese 
Kommunen machten unterhalb eines Auftragswertes von 500 € von der Möglichkeit der Be-
freiung von der in § 20 Korruptionsbekämpfungsgesetz festgelegten Verpflichtung zur strik-
ten Anwendung des Vier-Augen-Prinzips bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Gebrauch. 
Die Kommunen wurden gebeten, durch entsprechende Kontrollen sicherzustellen, dass der 
Zielsetzung des § 20 Korruptionsbekämpfungsgesetz auch bei diesen Aufträgen entspro-
chen wird (z.B. Stichprobenprüfungen). 
 
Auch in Baden-Württemberg war die Bilanz mit dem Instrument der Standardbefreiung ähn-
lich: Ein fast wortgleiches (bis zum 31.12.2009 befristetes) Gesetz zur Standardbefreiung 
wurde im Jahr 2004 verabschiedet. Mangels Inanspruchnahme (kein einziger Anwendungs-
fall!) wurde dieses Gesetz Ende 2009 aber nicht verlängert  
 
Auf Bundesebene ist im Koalitionsvertrag aber verabredet, dass im Gespräch mit den Kom-
munalen Spitzenverbänden Möglichkeiten für eine Flexibilisierung von Standards und die 
Erweiterung kommunaler Handlungsspielräume erörtert werden sollen. Es bleibt abzuwarten, 
ob die aktuelle Entwicklung auf Bundesebene Impulse für eine Veränderung des nordrhein-
westfälischen Standardbefreiungsgesetzes gibt. Das Standardbefreiungsgesetz wird daher 
mit dem geplanten Mantelgesetz um ein Jahr verlängert.  
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Begründung zu Artikel 4: 
 
Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Reform des Personenstandsrechts (Personenstandsrechts-
reformgesetz - PStRG) vom 19. Februar 2007 wurde mit Wirkung bzw. Inkrafttreten zum 
1.1.2009 das Personenstandsgesetz (PStG) novelliert. Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 dieser Novel-
le gehört nunmehr u.a. auch die Begründung einer Lebenspartnerschaft zum Personen-
stand, der nach § 1 Abs. 2 PStG durch die Standesämter zu beurkunden ist. Die im neuen 
Personenstandsgesetz vorgesehenen Regelungen zum Verfahren und zur Beurkun-
dung entsprechen im Wesentlichen denen bei einer Eheschließung. Sie ersetzen vollständig 
die im Ausführungsgesetz bislang hierfür mangels bundesrechtlicher Festlegungsmöglichkeit 
getroffenen Regelungen. Da das nordrhein-westfälische Ausführungsgesetz außerdem keine 
andere Zuständigkeit für die Begründung von Lebenspartnerschaften festlegt als im neuen 
PStG vorgesehen und auch von der im Rahmen des PStRG neu geschaffenen Länderöff-
nungsklausel des § 23 des Lebenspartnerschaftsgesetzes zur etwaigen vom PStG abwei-
chenden Regelung der Zuständigkeit kein Gebrauch gemacht wird, ist eine Notwendigkeit 
dieses Gesetzes entfallen. Es kann und sollte somit aufgehoben werden.  
 
 
Begründung zu Artikel 5:  
 
Das Gesetz über die Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst im Lande Nordrhein-
Westfalen (Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst - FHGöD) gilt befristet bis zum 
31.12.2010.  
Alle drei vom Geltungsbereich des FHGöD erfassten Fachhochschulen sollen weiter beste-
hen und ihrem Ausbildungsauftrag nachkommen. 
Im letzten Novellierungsverfahren 2004/2005 hat es für die Fachhochschule für Finanzen 
und für die Fachhochschule für Rechtspflege keine Änderungen gegeben. Für den Bereich 
der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung wurden neue Regelungen eingeführt, z. B. 
Öffnung für nichtbeamtete Studierende, Öffnung für die Einführung von Bachelor- und Mas-
terstudiengängen. 
Die Evaluation hat ergeben, dass die strukturellen Entwicklungen für den Bereich der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung zum jetzigen Zeitpunkt redaktionelle Änderungen im 
Gesetzestext erfordern. Es handelt sich hierbei um sprachliche Klarstellungen sowie Anpas-
sungen, die aus der Einführung der Bachelor-Studiengänge resultieren. 
 
Mittelfristig ist vorgesehen, mit den betroffenen Ressorts und mit den für die Ausbildung zu-
ständigen Einrichtungen des Landes über weitere Entwicklungen und ggf. daraus resultie-
rende Änderungsbedarfe zu diskutieren. Hierbei sind auch die Überlegungen im Rahmen der 
Dienstrechtsreform einzubeziehen.  
 
zu Nummer1: 
Redaktionelle Folgeänderung, 
 
zu Nummer 2: 
Folgeanpassung aus Absatz 1 Nummer 2.  
 
zu Nummer 3: 
Sprachliche Klarstellung, weil die Rentenversicherungsträger auch nichtbeamtete Nach-
wuchskräfte ausbilden. 
 
zu Nummer 4: 
Sprachliche Anpassung im Rahmen der Einführung von Bachelor-Studiengängen plus redak-
tionelle Folgeänderungen. 
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zu Nummer 5: 
Redaktionelle Anpassung. 
 
zu Nummer 6: 
Redaktionelle Anpassung. Ausbildungsbehörden sind die Deutsche Rentenversicherung 
Rheinland und die Deutsche Rentenversicherung Westfalen. 
 
zu Nummer 7: 
Aktualisierung. 
 
zu Nummer 8: 
a) Anpassung an die Rechtwirklichkeit. 
b) Formulierung der analogen Anwendung aus § 18 Absatz 1. 
 
zu Nummer 9: 
Wegfall der Norm, da der Einstellungstest wird nicht mehr durchgeführt wird. 
 
zu Nummer 10: 
Sprachliche Klarstellung, weil die Rentenversicherungsträger auch nichtbeamtete Nach-
wuchskräfte ausbilden. 
 
zu Nummer 11 
a) Redaktionelle Folgeänderung. 
b) Sprachliche Anpassung im Rahmen der Einführung der Bachelor-Studiengänge. 
 
zu Nummer 12: 
Redaktionelle Anpassung. Siehe auch Nummer 5. 
 
zu Nummer 13. und 14: 
Redaktionelle Folgeänderung. Siehe auch Nummer 9. 
 
zu Nummer 14: 
Regelung zur Befristung, siehe auch Einführung. 
 
 
Begründung zu Artikel 6: 
 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.  
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Ministerin Dr. Angelica Schwall-Düren 

Marc Ratajczak (CDU) 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU)  
(ab 18:45 Uhr) 

Michael Solf (CDU) 
(bis 12:00 Uhr) 
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13 Staus in Nordrhein-Westfalen vermeiden – 
Nachtbaustellen ausweiten  
Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/127 

Wie Sie schon wissen, wollen wir entgegen der 
Tagesordnung heute keine Debatte dazu durchfüh-
ren, sondern den Antrag ohne Debatte überweisen, 
um nach einer entsprechenden Vorlage aus dem 
Ausschuss im Plenum darauf zurückzukommen. 

Deshalb kommen wir gleich zur Abstimmung. Wer 
folgt dem Vorschlag, eine Überweisung des An-
trags Drucksache 15/127 an den Ausschuss für 
Bauen, Wohnen und Verkehr vorzunehmen? – 
Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. 
Enthaltungen gibt es auch keine. 

(Allgemeine Heiterkeit – Zurufe: Zwei Enthal-
tungen!) 

– Zwei Enthaltungen? Das nehmen wir zur Kennt-
nis. Bei zwei Enthaltungen ist der Antrag überwie-
sen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

14 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Ministe-
riums für Inneres und Kommunales 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/98 

erste Lesung 

Zur Einbringung erteile ich für die Landesregierung 
Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zu diesem wichtigen Gesetzentwurf hat mir 
mein Haus eine außergewöhnlich gute Rede vorbe-
reitet. Damit alle sie in ausreichendem Maße genie-
ßen können und alle etwas davon haben, schlage 
ich vor, sie zu Protokoll zu geben, wenn das Parla-
ment nichts dagegen hat. (Siehe Anlage 2) – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Das wird so zu Protokoll genommen und 
von allen ausführlichst gelesen. 

Wir kommen dann zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
der Landesregierung Drucksache 15/98 an den 
Innenausschuss – federführend – und auch an 
den Ausschuss für Kommunalpolitik. Wer stimmt 

dem zu? – Stimmt jemand dagegen? – Gibt es Ent-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist er ein-
stimmig so überwiesen.  

Tagesordnungspunkt 

15 Aufhebung der Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem Ministerium für Schule und 
Weiterbildung des Landes Nordrhein-West-
falen und dem Wehrbereichskommando II der 
Bundeswehr, geschlossen am 29.10.2008 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/131 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Frau Kollegin Böth das Wort. 

Gunhild Böth (LINKE): Ich würde angesichts der 
fortgeschrittenen Zeit die Debatte gerne im Aus-
schuss fortsetzen.  

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Böth.  

Das war ein Vorschlag der Fraktion Die Linke. 
Stimmt jemand diesem Vorschlag auf direkte 
Überweisung des Antrags Drucksache 15/131 an 
den Ausschuss für Schule und Weiterbildung 
und der weiteren Beratung dort zu? – Das ist der 
Fall. Gibt es jemanden, der dagegen ist? – Enthält 
sich jemand? – Dann wird einstimmig nach dem 
Vorschlag der antragstellenden Fraktion verfahren 
und der Antrag überwiesen. Die abschließende 
Beratung findet dann hier im Plenum statt.  

Tagesordnungspunkt  

16 Verfassungsrechtliche Prüfung, ob § 72 
Abs. 2 Satz 6 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen mit 
Art. 5 Abs. 3 und Art. 20 Abs. 3 des Grundge-
setzes vereinbar ist – Aussetzungs- und Vor-
lagebeschluss des Verwaltungsgerichts 
Arnsberg vom 16. April 2010 – 12 K 2689/08  

1 BvL 8/10 
Vorlage 15/23 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 15/145 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen, sodass ich über 
die Beschlussempfehlung des Rechtsausschus-
ses Drucksache 15/145 abstimmen lasse, eine 
Stellungnahme nicht abzugeben.  
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Anlage 2 

Zu TOP 14 – Gesetz zur Änderung der gesetz-
lichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les – zu Protokoll gegebene Rede 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Die Landesregierung bringt zum dritten Mal ein 
bürokratiearmes Artikelgesetz zur Änderung der 
gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Innenressorts ein. Sie setzt die bewähr-
te Tradition aus den Jahren 2008 und 2009 fort, 
unerlässliche Regelungen bürokratiearm zu ver-
längern und obsolet gewordene Vorschriften auf-
zuheben.  

Nordrhein-Westfalen ist das erste Land, das das 
gesamte Landesrecht in den Jahren 2004 und 
2005 durch fünf Befristungsgesetze umfassend 
bereinigt und den verbliebenen Normenbestand 
nahezu vollständig befristet hat. Das Landesrecht 
wurde dazu mit Verfallsklauseln oder Berichts-
pflichten versehen, soweit es nicht sofort aufge-
hoben werden konnte. Beschlossen wurde die 
Befristungsgesetzgebung bereits in der 13. Le-
gislaturperiode von allen seinerzeit im Landtag 
vertretenen vier Parteien.  

Die Befristungsgesetzgebung leistet einen wich-
tigen Beitrag zur Verschlankung der Landesge-
setzgebung und zur Bürokratiebekämpfung. Sie 
ist ein unerlässliches Instrument zur Reduzierung 
der Normenflut, da durch Befristungen die Lan-
desgesetzgebung unter einem ständigen Recht-
fertigungszwang steht.  

In der Begründung des Ersten Befristungsgeset-
zes im Jahre 2004 hat die Landesregierung aus-
geführt – ich zitiere wörtlich –, dass „grundsätz-

lich von einer Vermutung der besehenden Über-
regulierung auszugehen“ sei. Dies führt zu einer 
Beweislastumkehr. Es besteht eine permanente 
Notwendigkeit zu begründen, dass Normen wei-
terhin erforderlich sind.  

Der vorliegende Gesetzentwurf betrifft Verlänge-
rungen im Zuständigkeitsbereich des Ministeri-
ums für Inneres und Kommunales. Die Vorschrif-
ten, die zwingend fortbestehen müssen, werden 
in einem gebündelten Artikelgesetz sachgerecht 
verlängert. Im Vorfeld hat dazu eine intensive 
Prüfung im Rahmen der Evaluierungen stattge-
funden, ob Regelungen noch notwendig und ak-
tuell sind.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden Be-
fristungsverpflichtungen bis einschließlich 30. Ju-
ni 2011 erfasst. Es werden vier Vorschriften mit 
Verfallsklauseln verlängert und ein Gesetz auf-
gehoben. Verlängert werden das Korruptionsbe-
kämpfungsgesetz, das Standardbefreiungsge-
setz, das Landeszustellungsgesetz und das 
Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst. Aufge-
hoben werden kann das Lebenspartnerschafts-
Ausführungsgesetz, da dieses durch das Perso-
nenstandsreformgesetz entbehrlich geworden ist.  

Im Übrigen verweise ich auf die Einzelbegrün-
dungen im Gesetzentwurf zur Notwendigkeit des 
Fortbestehens der jeweiligen Verlängerungen.  

Als Fazit ist festzuhalten, dass sich die Befris-
tungsgesetzgebung sehr bewährt hat. Durch die 
Einführung der Befristungsgesetzgebung in der 
vorvergangenen Legislaturperiode wurde zum 
einen eine umfassende Rechtsbereinigung vor-
genommen. Der verbliebene Normenbestand 
wird zum anderen seitdem regelmäßig und sys-
tematisch infolge der Verfallklauseln und Be-
richtspflichten überprüft. Das Normendickicht lich-
tet sich immer mehr.  
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Landtag   Ausschussprotokoll 
Nordrhein-Westfalen  APr 15/39 
15. Wahlperiode  07.10.2010 
  

 
 

 
 
 
 

Innenausschuss 
 
 
4. Sitzung (öffentlicher Teil)* 

7. Oktober 2010 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

15:00 Uhr bis 18:40 Uhr 

 

Vorsitz:  Monika Düker (GRÜNE) 

Protokoll: Niemeyer 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

a) Vertagung eines Tagesordnungspunktes 5 

Einvernehmlich verständigt sich der Ausschuss auf Bitten der 
antragstellenden Fraktion Die Linke darauf, den Punkt 5 

„ELENA sofort aussetzen und alle Vorratsdatenspei- 
cherungen einstellen!“ 

Antrag 

der Fraktion Die LINKE 

Drucksache 15/133 

heute nicht zu behandeln und ihn in die Tagesordnung für 
die Sitzung am 4. November 2010 wieder aufzunehmen. 

b) Raumzuweisungen für die heutige Sitzung 5 

                                            
*
 TOP 9 s. nichtöffentlicher Teil, nöAPr 15/6 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 15/39 

Innenausschuss 07.10.2010 
4. Sitzung (öffentlicher Teil) nie 
 
 
1 Aktuelle Viertelstunde (TOP beantragt von der Fraktion der SPD und der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 6 

hier: In welcher Weise waren Polizistinnen und Polizisten aus 
Nordrhein-Westfalen an den Ereignissen in Stuttgart am 30. 
September 2010 beteiligt? 

2 Die Innenpolitik in der 15. Wahlperiode 9 

Zu dem Verfahrensvorschlag der Vorsitzenden, heute nur 
den Bericht des Ministers entgegenzunehmen und die 
Aussprache auf die nächste Sitzung zu vertagen, erhebt sich 
an dieser Stelle aus dem Ausschuss kein Widerspruch. 

Im späteren Verlauf der Sitzung nimmt der Ausschuss von 
dieser Absicht wieder Abstand. 

3 Tragödie bei der Love-Parade (TOP beantragt von der Fraktion der FDP, 
von der Fraktion Die Linke sowie von der Fraktion der CDU) 15 

Gegen diese Feststellung erhebt sich aus dem Ausschuss 
kein Widerspruch. 

4 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales 44 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 15/98 

Gegen den Verfahrensvorschlag der Vorsitzenden, die 
abschließende Beratung und Abstimmung in der nächsten 
Sitzung des Innenausschusses am 4. November durch-
zuführen, sodass die Verabschiedung in zweiter Lesung in 
der Plenarwoche 10. bis 12. November erfolgen kann, erhebt 
sich aus dem Ausschuss kein Widerspruch. 

5 Entwurf einer Verordnung zur Bestimmung der für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Passgesetz und 
dem Gesetz über Personalausweise und den elektronischen Iden-
titätsnachweis zuständigen Verwaltungsbehörden 45 

Vorlage 15/58 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 44 - APr 15/39 

Innenausschuss 07.10.2010 
4. Sitzung (öffentlicher Teil) nie 
 
 

4 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums für Inneres und Kommunales 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/98 

(vom Plenum am 15. September 2010 an den Innenausschuss zur Federführung so-
wie zur Mitberatung an den Ausschuss für Kommunalpolitik überwiesen) 

Gegen den Verfahrensvorschlag der Vorsitzenden, die ab-
schließende Beratung und Abstimmung in der nächsten Sit-
zung des Innenausschusses am 4. November durchzufüh-
ren, sodass die Verabschiedung in zweiter Lesung in der 
Plenarwoche 10. bis 12. November erfolgen kann, erhebt 
sich aus dem Ausschuss kein Widerspruch.  
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Nordrhein-Westfalen  APr 15/48 
15. Wahlperiode  29.10.2010 
  

 
 

 
 
 
 

Ausschuss für Kommunalpolitik 
 
 
4. Sitzung (öffentlich) 

29. Oktober 2010 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

10:00 Uhr bis 11:25 Uhr 

 

Vorsitz:  Carina Gödecke (SPD) 

Protokoll: Michael Roeßgen 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

1 Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2010 (Nachtrags-
haushaltsgesetz 2010) 5 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/200 

– erster Beratungsdurchgang 

Und: 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 15/48 

Ausschuss für Kommunalpolitik 29.10.2010 
4. Sitzung (öffentlich) rß 
 
 

2 Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzierungsgesetzes für das 
Jahr 2010 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/207 

Vorlage 15/73 

– erster Beratungsdurchgang 

 Diskussion 6 

3 Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zum Zensusge-
setz 2011 15 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/15 

Vorlage 15/22 
Ausschussprotokoll 15/38 (Anhörung) 

– Abschließende Beratung und Erarbeitung eines Votums an den feder-
führenden Innenausschuss 

Der Ausschuss verzichtet nach eingehender Diskussion auf 
ein Votum an den federführenden Innenausschuss. 

4 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales 21 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/98 

– Erarbeitung eines Votums an den federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss kommt einvernehmlich überein, auf ein Vo-
tum an den federführenden Innenausschuss zu verzichten. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 15/48 

Ausschuss für Kommunalpolitik 29.10.2010 
4. Sitzung (öffentlich) rß 
 
 

4 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums für Inneres und Kommunales 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 15/98 

– Erarbeitung eines Votums an den federführenden Ausschuss 

Vorsitzende Carina Gödecke leitet ein, der Gesetzentwurf der Landesregierung sei 
vom Plenum am 15. September 2010 an den Innenausschuss – federführend – und 
an den Ausschuss für Kommunalpolitik zur Mitberatung überwiesen worden. Der fe-
derführende Ausschuss beabsichtige, keine Anhörung durchzuführen und die Bera-
tungen in der kommenden Woche abzuschließen. Deswegen sollte der AKo heute 
ein Votum erarbeiten.  

Anna Conrads (LINKE) fragt vor dem Hintergrund, dass ein Teil des Gesetzentwur-
fes die Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst betreffe, ob der 
Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie auch noch 
einmal darüber beraten könne. Es handele sich um redaktionelle Änderungen, die 
bei genauem Hinsehen aber inhaltliche Änderungen des Fachhochschulgesetzes öf-
fentlicher Dienst bedeuteten. Insofern wäre es mehr als angebracht, wenn der Wis-
senschaftsausschuss die Möglichkeit erhielte, dazu Stellung zu beziehen.  

Bodo Löttgen (CDU) weist darauf hin, dass der CDU-Fraktion seit kurzem ein Do-
kument vorliege, in dem fachlich begründet werde, dass es zu dem Punkt Landeszu-
stellungsgesetz möglicherweise zu einer rechtlich nicht richtigen Formulierung ge-
kommen sei. Er schlage deshalb vor, dass der AKo deshalb kein Votum an den In-
nenausschuss abgebe und er die Landesregierung zwischenzeitlich gerne über den 
Sachverhalt, ob das Land immer zustellen müsse oder eine fünfjährige Befristung 
gelte, informieren würde. Die Landesregierung sollte bis zur Innenausschusssitzung 
für entsprechende Klärung sorgen.  

Vorsitzende Carina Gödecke merkt zu der Bitte von Frau Conrads an, dass das 
Plenum den Gesetzentwurf nicht an den Wissenschaftsausschuss überwiesen habe 
und deshalb lediglich die Möglichkeit bestehe, das Anliegen über die Mitglieder der 
Linksfraktion dem Innenausschuss zuzuleiten.  

Der Ausschuss kommt einvernehmlich überein, auf ein Vo-
tum an den federführenden Innenausschuss zu verzichten.  
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Landtag   Ausschussprotokoll 
Nordrhein-Westfalen  APr 15/58 
15. Wahlperiode  04.11.2010 
  

 
 

 
 
 
 

Innenausschuss 
 
 
5. Sitzung (öffentlich) 

4. November 2010 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

15:00 Uhr bis 19:00 Uhr 

 

Vorsitz:  Monika Düker (GRÜNE) 

Protokoll: Niemeyer 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Die Innenpolitik in der 15. Wahlperiode 5 

– Aussprache – 

2 Tragödie bei der Love-Parade am 24. Juli 2010 23 

– Bericht des Ombudsmanns der Landesregierung, Herrn StS a. D. 
Wolfgang Riotte 

– Bericht der Landesregierung zum weiteren Sachstand und zu 
Fragestellungen 

3 Mindestanforderungen an ein modernes Landespersonalver-
tretungsgesetz 46 

Antrag 

der Fraktion DIE LINKE  
Drucksache 15/199 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 15/58 

Innenausschuss 04.11.2010 
5. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 

 

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
CDU, Grünen und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Die 
Linke abgelehnt. 

4 Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zum 
Zensusgesetz 2011 (Zensusgesetz 2011 – Ausführungsgesetz NRW – 
ZensG 2011 AG NRW) (s. 2 Anlagen) 50 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 15/15 

Vorlage 15/22 

Ausschussprotokoll 15/38 

– abschließende Beratung und Abstimmung gemäß Vereinbarung der 
Fraktionen 

Der Ausschuss billigt den Änderungsantrag der Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen betreffend die 
Änderung der Ministeriumsbezeichnung einstimmig. 

Der Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen betreffend § 15 Abs. 1 wird mit den Stimmen 
der antragstellenden Fraktionen und der Fraktion der FDP 
bei Enthaltung der Fraktion der CDU und der Fraktion Die 
Linke angenommen. 

Der Gesetzentwurf wird mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der Fraktion der CDU 
angenommen. 

5 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales (s. An-
lage) 54 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 15/98 

– gemäß Vereinbarung der Fraktionen abschließende Beratung und 
Abstimmung 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 3 - APr 15/58 

Innenausschuss 04.11.2010 
5. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 

 

Der Ausschuss billigt den Änderungsantrag der Fraktionen 
von SPD und Grünen (s. Anlage) mit den Stimmen aller 
Fraktionen. 

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf in der geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, 
Grünen und FDP bei Enthaltung der Fraktion Die Linke. 

6 Gesetz zur Änderung des Bürokratieabbaugesetzes I 55 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 15/143 

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD, CDU, Grünen und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion Die Linke. 

7 ELENA sofort aussetzen und alle Vorratsdatenspeicherungen 
einstellen! (s. Anlage) 56 

Antrag 

der Fraktion Die Linke 

Drucksache 15/133 

Der Ausschuss billigt den als Tischvorlage ausliegenden 
Änderung (s. Anlage) mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD, Grünen und Linken gegen die Stimmen der Fraktion 
der CDU bei Enthaltung der Fraktion der FDP. 

Der Ursprungsantrag der Fraktion Die Linke Drucksache 
15/133 wird für erledigt erklärt. 

8 Prävention von Alkoholsucht verbessern und Versorgungsdefizite 
bei alkoholkranken Menschen reduzieren! 57 

Antrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 15/43 

Der Ausschuss verständigt sich einvernehmlich darauf, auf 
ein Votum zu verzichten. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 54 - APr 15/58 

Innenausschuss 04.11.2010 
5. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 

 

5 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums für Inneres und Kommunales (s. Anlage) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/98 

– gemäß Vereinbarung der Fraktionen abschließende Beratung und Abstim-
 mung  

Der Ausschuss billigt den Änderungsantrag der Fraktionen 
von SPD und Grünen (s. Anlage) mit den Stimmen aller 
Fraktionen. 

Anna Conrads (LINKE) kündigt einen Änderungsantrag ihrer Fraktion zur zweiten 
Lesung im Plenum an. Von daher werde sich ihre Fraktion bei der Abstimmung heute 
enthalten. 

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf in der geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, 
Grünen und FDP bei Enthaltung der Fraktion Die Linke.  
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LANDTAG  NORDRHEIN-WESTFALEN   Drucksache 15/…… 

15. Wahlperiode 

 

 

Änderungsantrag 

zum Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Ministe-

riums für Inneres und Kommunales (Drs. 15/98) 

 

der Fraktion der SPD und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird wie folgt geändert: 

 

In Artikel 5 Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst wird Ziff. 8d) wie folgt 

formuliert: 

8 d) Als neuer Absatz 7 wird angefügt: 

"(7) Dozenten an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung sollen bereits vor ihrer Beru-

fung im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. Für sie gilt § 18 Absatz 1 Satz 8 und Absatz 3 

entsprechend; Absatz 1 Satz 3 gilt nicht." 

 

Begründung: 

Die Drucksache 15/98 ist unter Ziff 8d) des Artikels 5 Änderung des Fachhochschulgesetzes 

öffentlicher Dienst redaktionell anzupassen. Der neue Absatz 7 Satz 2, 2. Halbsatz lautet nicht 

"Absatz 3 Satz 1 gilt nicht", sondern "Absatz 1 Satz 3 gilt nicht." 

 

 

Norbert Römer    Reiner Priggen 

Britta Altenkamp    Sigrid Beer 

Hans-Willi Körfges    Monika Düker 

Thomas Stotko    Matthias Bolte 

und Fraktion     und Fraktion 
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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Innenausschusses 
 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/98 
 
2. Lesung 
 
 
 
 
Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 15/98 - wird mit folgender Änderung 
angenommen: 
 
Artikel 5 (Änderung des Fachhochschulgesetzes Öffentlicher Dienst) wird wie folgt geändert: 
 
Nr. 8 d) erhält folgende Fassung: 
„Als neuer Absatz 7 wird angefügt:  
 
‚(7) Dozenten an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung sollen bereits vor ihrer 
Berufung im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. Für sie gilt § 18 Absatz 1 Satz 8 und 
Absatz 3 entsprechend; Absatz 1 Satz 3 gilt nicht.‘ “ 
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Bericht 
 
A Allgemeines und Beratungsverfahren 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 15/98 - wurde vom Plenum am 
15. September 2010 an den Innenausschuss - federführend - sowie an den Ausschuss für 
Kommunalpolitik überwiesen. Mit dem Gesetzentwurf werden die zum 31. Dezember 2010 
bis einschließlich 30. Juni 2011 vorzunehmenden Befristungsregelungen im 
Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales in einem Mantelgesetz 
gebündelt, soweit auf die Vorschriften nach sorgfältiger Prüfung nicht verzichtet werden kann 
und sie keiner grundlegenden inhaltlichen Änderung bedürfen.  
 
Der mitberatende Ausschuss für Kommunalpolitik hat sich in seiner Sitzung am 
29. Oktober 2010 einvernehmlich darauf verständigt, auf die Abgabe eines Votums zu 
verzichten. 
 
Der Innenausschuss hat sich mit dem Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 7. Oktober und 
4. November 2010 befasst.  
 
Zur abschließenden Sitzung am 4. November 2010 wurde von den Fraktionen der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein gemeinsamer Änderungsantrag zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung vorgelegt, der nachstehend wiedergegeben wird: 
 

„Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird wie folgt geändert: 
In Artikel 5 Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst wird Ziff. 8d) wie folgt 
formuliert: 
 
8 d) Als neuer Absatz 7 wird angefügt: 
 
"(7) Dozenten an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung sollen bereits vor ihrer 
Berufung im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. Für sie gilt § 18 Absatz 1 Satz 8 und 
Absatz 3 entsprechend; Absatz 1 Satz 3 gilt nicht." 
 
Begründung: 
Die Drucksache 15/98 ist unter Ziff 8d) des Artikels 5 Änderung des Fachhochschulgesetzes 
öffentlicher Dienst redaktionell anzupassen. Der neue Absatz 7 Satz 2, 2. Halbsatz lautet 
nicht "Absatz 3 Satz 1 gilt nicht", sondern "Absatz 1 Satz 3 gilt nicht.‘ "  
 
Dieser redaktionelle Änderungsantrag wurde am 4. November 2011 einstimmig 
angenommen. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf wurde vom Innenausschuss anschließend einstimmig, bei 
Enthaltung der Fraktion DIE LINKE, angenommen. 
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B Abstimmungsergebnis 
 
In der Sitzung am 4. November 2010 sprach sich der Innenausschuss mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Enthaltung der Fraktion 
DIE LINKE dafür aus, den Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 15/98 - in der 
vom Ausschuss geänderten Fassung anzunehmen.  
 
 
 
Monika Düker 
(Vorsitzende) 
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Änderungsantrag 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales - Drucksache 15/98 - 
 
 
Der Gesetzentwurf - Drucksache 15/98 - wird wie folgt geändert: 
 
 
Der Landtag möge beschließen:  
 
Artikel 5 
Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst  
 

1. § 9 Absatz 2 Satz 2 bleibt in alter Form erhalten.  
2. § 14 Absatz 4 Satz 1, 1. Halbsatz bleibt in alter Form erhalten. 
3. § 15 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
(1) Die Mitglieder des Senats nach § 11 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und des Fachbereichsrates 

werden, nach Gruppen getrennt, für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Gleiches gilt 
für die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung. 

 
 
Begründung:  
 
Zu 1:  
Die vorgesehene Änderung im Gesetz ist nicht – wie angegeben – eine redaktionelle Ände-
rung. Durch die vorgeschlagene Änderung ergibt sich eine Machtkonzentration beim Präsi-
denten. Aus demokratischen Gesichtspunkten sollten die in §9 (2) enthaltenen Aufgaben und 
Befugnisse weiterhin vom gesamten Präsidium wahrgenommen werden.  
 
Zu 2:  
Auch diese Änderung ist keine redaktionelle Änderung. Die Amtszeit der Sprecher des 
Fachbereichsrates soll von zwei auf drei Jahre verlängert werden. Das bedeutet weniger 

- 63 -



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/532 

 
 

2 

demokratische Kontrolle durch Wahlen. Es ist nicht ersichtlich, warum diese Verlängerung 
von der Landesregierung vorgeschlagen wird.  
 
Zu 3:  
Der Fachbereichsrat berät und trifft weitrechende Entscheidungen für die Studierenden, inso-
fern sollten sie grundsätzlich die Möglichkeit behalten, diesen alle zwei und nicht alle drei 
Jahre neu zu wählen. DIE LINKE schlägt eine Angleichung von § 15 an die alte und zu erhal-
tende Dauer im § 14 vor. Aus demokratischer Erwägung sollte es möglich sein, diese wichti-
gen Gremien auch der demokratischen Kontrolle durch Wahlen nach zwei Jahren zu unter-
ziehen.  
 
 
 
Anna Conrads 
Bärbel Beuermann 
Wolfgang Zimmermann 
 
und Fraktion 
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(Zurufe: Doch! – Werner Lohn [CDU] meldet 
sich von einem Platz in der ersten Reihe der 
CDU-Fraktion.) 

– Herr Lohn ist wie immer ganz vorne mit dabei. 

(Heiterkeit und Beifall von Hans-Willi Körf-
ges [SPD]) 

Ich möchte Sie daran erinnern, dass der Entwurf, 
der von der Vorgängerregierung eingebracht wurde, 
lediglich einen Belastungsausgleich von gerade 
einmal 29 Millionen € vorgesehen hat.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Hört, hört!) 

Dann haben wir eine Expertenanhörung durchge-
führt, in der kommunale Spitzenverbände gemein-
sam und nachvollziehbar dargestellt haben, dass 
diese 29 Millionen € nicht ausreichend sind. Sie ha-
ben einen Zuschlag erwartet und eine Ex-post-
Betrachtung eingefordert.  

Dann ist Folgendes passiert, Herr Lohn: Diese An-
hörung war tatsächlich eine Anhörung und keine 
Farce. Die Fraktionen haben die Anregungen der 
kommunalen Spitzenverbände ernst- und aufge-
nommen sowie das Ministerium beauftragt, noch 
einmal neu zu verhandeln.  

(Werner Lohn [CDU] unterhält sich mit Manf-
red Palmen [CDU].) 

Das Ergebnis dieser Verhandlung war – das kann 
ich Ihnen sagen, Herr Lohn, auch wenn Sie gerade 
nicht zuhören –, dass die Forderung nach Ex-post 
eingebracht worden ist, weil der angebotene Betrag 
viel zu niedrig war und man wieder einmal fürchtete, 
von unserer Vorgängerregierung über den Tisch 
gezogen zu werden.  

(Beifall von der SPD) 

Wir haben in einem wirklich konstruktiven Gespräch 
miteinander festgestellt: Ein zusätzlicher Betrag von 
8,7 Millionen € ist sicherlich ausreichend, um das 
durchzuführen, was im Rahmen des Zensus mög-
lich ist. Im Vertrauen darauf, dass beide Seiten fair 
miteinander umgehen, ist eine Ex-post-Betrachtung 
nicht mehr notwendig.  

Ich danke sehr, Herr Engel, für die bereits signali-
sierte Zustimmung. Damit bekommt dieses Zensus-
gesetz fast einen vorweihnachtlichen Charakter. Ich 
darf daran erinnern – Sie kennen es alle –, was in 
Lukas 23 steht:  

(Heiterkeit und Beifall) 

„Und alle gingen hin, um sich einschreiben zu 
lassen, ein jeder in seine Stadt. Es ging aber 
auch Joseph von Galiläa, aus der Stadt Naza-
reth, hinauf nach Judäa, in Davids Stadt, die 
Bethlehem heißt, weil er aus dem Haus und Ge-
schlecht Davids war, um sich einschreiben zu 
lassen mit Maria, seiner Verlobten, die schwan-
ger war.“  

Meine Damen und Herren, Sie wissen, wie die Ge-
schichte ausgegangen ist. 2010 Jahre später brau-
chen wir einen kleinen Zensus. Ich bin froh, dass 
dieses Parlament das mit breiter Zustimmung er-
möglichen wird. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der FDP)  

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Mi-
nister.  

Wir kommen zur Abstimmung. Zuerst stimmen wir 
über die beiden Unterpunkte aus dem Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU Drucksache 15/535 
ab. Beantragt ist getrennte Abstimmung. Das be-
deutet, dass wir zuerst über a) und dann über b) 
abstimmen, was c) beinhaltet, weil c) eine Folge da-
von ist.  

Wer möchte der Änderung a) zustimmen? – Das 
sind die Fraktionen der FDP, der CDU, der Grünen 
und der SPD. Wer stimmt dagegen? – Das ist eine 
Abgeordnete der Linken.  

(Unruhe – Zurufe: Weiter!) 

– Ich mache einfach einmal weiter: Wer enthält 
sich? – Die übrigen Abgeordneten der Linken. Da-
mit ist a) angenommen. 

Wir stimmen über b) ab. Wer möchte der Ände-
rung b) und damit auch der Änderung c) in der 
Folge zustimmen? – Das ist die Fraktion der CDU. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen der 
Grünen und der SPD. Wer enthält sich? – Das ist 
die Fraktion der Linken und die Fraktion der FDP. 
Damit sind b) und c) abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlussempfehlung 
Drucksache 15/483 ab. Der Innenausschuss emp-
fiehlt, den Gesetzentwurf Drucksache 15/15 in der 
Fassung seiner Beschlüsse unter Einbeziehung der 
soeben beschlossenen Änderungen anzunehmen. 
Wer stimmt dieser Empfehlung zu? – Die Fraktio-
nen von FDP, Grünen und SPD. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die Fraktion der Linken. Wer enthält 
sich? – Das ist die Fraktion der CDU. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

12 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Ministe-
riums für Inneres und Kommunales  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 15/98  

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Innenausschusses  
Drucksache 15/485 
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Änderungsantrag  
der Fraktion DIE LINKE  
Drucksache 15/532 

zweite Lesung  

Das Wort hat für die CDU Herr Dr. Geerlings.  

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch 
mit Blick auf die Uhr und den Konsens, den wir er-
warten können, werde ich mich angemessen fas-
sen. Es geht um das Gesetz zur Änderung der ge-
setzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Inneres und Kommunales. 
Das klingt bürokratisch, ist es aber nicht.  

Das Gesetz hat fünf Gesetze zur Befristung des 
Landesrechts in Nordrhein-Westfalen zum Gegen-
stand, die unter den grundsätzlichen Vorbehalt der 
Befristung sowie der ständigen Überprüfung gestellt 
sind. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Entschuldigung, 
Herr Dr. Geerlings. – Falls die Damen und Herren 
Abgeordneten dringenden Gesprächsbedarf haben, 
darf ich Sie bitten, den draußen zu erledigen oder 
hier so leise zu sein, dass der Redner nicht gestört 
wird. Ich empfinde es als zutiefst unhöflich, ihm 
nicht zuzuhören. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Das Thema ist spannend und regt des-
halb sicherlich zu Diskussionen an. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Schon in der 13. Wahlperiode ist das Thema mit 
dem grundsätzlichen Ziel der Endbürokratisierung 
aufgegriffen worden, einem, wie ich finde, guten 
Ziel. Deshalb ist es konsequent in der 14. Wahlperi-
ode fortgesetzt worden und wird – wie man sieht – 
auch in der 15. Periode fortgesetzt. Es ging darum, 
zu endbürokratisieren, Rechtsbereinigung zu betrei-
ben und weitere Gesetze zu überprüfen.  

Trotzdem sind die Gesetzessammlungen nicht dün-
ner geworden. Insofern ist es richtig, auch einen kri-
tischen Blick zu üben.  

Die Gesetzesfolgenabschätzung gehört ebenso 
dazu wie die richtige Vermutung, dass die Beweis-
lastumkehr da sein muss. Man muss also überprü-
fen, ob ein Gesetz überhaupt noch notwendig ist. 
Deswegen wurden die Gesetze zu Recht mit Ver-
fallsdaten belegt. Damit sollte der Weg zu einer ef-
fektiven, nachträglichen Kontrolle eröffnet werden. 
Das kann man nur gutheißen. 

In der 14. Wahlperiode wurde diese Normenprü-
fung fortgesetzt. Eine gewissermaßen formelle 

Normenkontrolle und eine ressortübergreifende 
Normenprüfung wurden eingeführt. Mit Kabinett-
beschluss vom 24. Oktober 2006 wurde – übrigens 
ohne zusätzliche neue Stellen zu schaffen; ja, das 
geht auch – eine solche Normenprüfung eingerich-
tet, die auf Notwendigkeit, Wirksamkeit, Verständ-
lichkeit und auf eine möglichst bürokratiearme 
Ausgestaltung prüfen soll.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ziele 
sind, Gesetze, Verordnungen und Erlasse ersatz-
los entfallen zu lassen, Stammnormen zusammen-
zuführen, einzelne Paragrafen, Absätze oder Sät-
ze zu streichen, zu kürzen oder klarer, anwen-
dungs-, ja, bürgerfreundlicher zu gestalten. Ein gu-
tes Anliegen!  

Das werden wir natürlich mittragen und hoffen, 
dass man diesen Weg auch bei weiteren Gesetzen 
gehen wird. Es gibt sicherlich vieles, was man teil-
weise vielleicht sogar als skurril empfindet. Dieje-
nigen, die sich mit solchen Gesetzessammlungen 
befassen, wissen, wovon ich spreche. 

Vielleicht noch zu den einzelnen Gesetzen: Es 
handelt sich um das Korruptionsbekämpfungsge-
setz, das verlängert wird. Außerdem geht es um 
das Landeszustellungsgesetz, das vor nicht allzu 
langer Zeit durch Berücksichtigung elektronischer 
Zustellungsformen und anderem modernisiert wur-
de. Das Standardbefreiungsgesetz wird verlängert. 
Das Lebenspartnerschaftsausführungsgesetz ist 
inzwischen überflüssig geworden, weil es in das 
Personenstandsgesetz überführt wurde. Außer-
dem geht es um das Fachhochschulgesetz.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die CDU-
Fraktion trägt dieses Gesetz mit. Wir hoffen, dass 
wir den Weg der Endbürokratisierung gemein-
schaftlich konsequent weitergehen können. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Dr. 
Geerlings. – Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Herr 
Stotko.  

Thomas Stotko (SPD): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich kann mich 
meinem Vorredner nur anschließen: Es ist ein altes 
Bemühen der alten Landesregierungen, Gesetze zu 
befristen, und hier danken wir auch der aktuellen 
Landesregierung dafür, dass sie uns in einem – wie 
ich finde – sehr annehmbaren Aufwand in einer Ge-
genüberstellung all die Gesetze dargestellt hat, die 
entweder verlängert oder nicht verlängert werden 
sollen. Dementsprechend werden wir, wie auch im 
Innenausschuss vereinbart, dem Gesetzentwurf zu-
stimmen. 

Nun liegt uns seit heute Mittag ein Änderungsantrag 
der Linken vor, der drei Bereiche aufgreift. Nach in-
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tensiver Beratung darf ich für die SPD-Fraktion mittei-
len, dass – das ist richtig – es sich bei diesen drei 
Teilen nicht allein um sprachliche oder redaktionelle 
Änderungen, sondern um Änderungen handelt, die – 
und dafür steht auch diese Landesregierung – Be-
troffene zu Beteiligten machen. Schließlich muss 
man mit Betroffenen auch diskutieren; dafür stehen 
wir. Deshalb werden wir dem Änderungsantrag, so-
fern er in seiner Formulierung angepasst wird, zu-
stimmen. Frau Conrads, Sie müssten es wohl mit 
dem Präsidium besprechen. Denn vom Inhalt her 
heißt es in Ihrem Antrag: Es soll so bleiben, wie es 
ist. – Ich glaube, das geht so nicht. 

Also, wir würden die drei Änderungen im Ände-
rungsantrag der Linken mittragen. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Stot-
ko. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht jetzt Herr Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man kann 
es bei einem Gesetzentwurf, dessen Inhalt in gro-
ßem Konsens als sehr sinnvoll angesehen wird, 
kurz machen. 

Wir haben es hier mit einem Gesetzentwurf zu tun, 
der dazu dient, überflüssig gewordene Regelungen 
abzuschaffen und notwendige Regelungen ohne 
großen Aufwand zu verlängern. Insofern hat sich in 
den letzten Jahren gezeigt, dass die Befristung ein 
bewährtes Verfahren – und eine gute Idee oben-
drein – ist; das merkt man auch daran, dass sie aus 
der 13. Legislaturperiode stammt. 

Durch die Befristungsregelung wird die Masse an 
Landesnormen in einer sinnvollen Weise reduziert. 
Sie wird stetig verschlankt. Denn ein Gesetz bleibt 
nur dann, wenn es unerlässlich ist. Auf diese Weise 
wird eine Überregulierung verhindert bzw. abge-
baut. 

Anhand dieser sinnvollen Leitsätze wurde für den 
vorliegenden Gesetzentwurf geprüft und beraten, 
welche Gesetze aktuell notwendig sind und welche 
ohne Probleme abgeschafft oder modifiziert werden 
können; ich glaube, Herr Geerlings war es eben, der 
schon einige Beispiele angeführt hat. 

Dass natürlich ein Gesetz wie das Korruptionsbe-
kämpfungsgesetz verlängert werden muss, ist völlig 
klar. Genauso klar ist, dass das Lebenspartner-
schafts-Ausführungsgesetz überflüssig geworden 
ist, weil es durch andere Rechtsmaterie ersetzt 
wurde. Insofern zeigt sich, dass wir es mit einem 
sehr sinnvollen und notwendigen Verfahren zu tun 
haben. 

Ich möchte noch kurz auf den Änderungsantrag der 
Linken eingehen; das hat Herr Stotko eben auch 
schon erklärt. Wir haben ihn sehr intensiv beraten 

und müssen Ihnen zugestehen: Sie haben eine 
Norm, einen Abschnitt gefunden, der von der 
Rechtssystematik her an dieser Stelle tatsächlich 
nicht in das Gesetz passt. In dieser systematischen 
Frage haben Sie also recht, und daher sind wir ger-
ne bereit, Ihren Antrag mitzutragen. 

Wenn wir uns das Verfahren insgesamt anschauen, 
sehen wir, dass es sinnvoll ist. Denn mit den Befris-
tungen wird ein wichtiger Beitrag zum Bürokratieab-
bau in Nordrhein-Westfalen geleistet. Ich glaube, wir 
sollten weiterhin in diese Richtung arbeiten und Ge-
setze auch zukünftig regelmäßig überprüfen. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr Bol-
te. – Für die FDP-Fraktion spricht jetzt Herr Engel. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der 13. Legislatur 
haben wir hier gemeinsam überlegt, ob wir erstma-
lig die Laufzeit von Gesetzen befristen. Unser An-
sinnen war damals, nach Ablauf der Befristung von 
der Verwaltung zu erfahren, ob die Norm noch ge-
braucht wird oder nicht. Das haben wir in den letz-
ten Jahren auch so gelebt. Deshalb heute dieser 
Antrag. Beim Befristungsgesetz – das sagt schon 
der Name aus – geht es um formale Fristen und 
nicht um Inhalte. 

Nun liegt uns ein Änderungsantrag der Linken vor. 
Ich bin jetzt etwas zurückhaltend. Wenn es möglich 
wäre, Frau Präsidentin, würden wir gerne getrennt 
abstimmen. Wir möchten uns an der Stelle enthal-
ten. Wir möchten auch keine inhaltliche Debatte füh-
ren, weil wir es auf die Schnelle nicht überschauen 
können. Ich ahne, dass es eine reine Formalie ist. 
Deshalb werden wir auch nicht Nein sagen. Ich 
empfehle meiner Fraktion, dass wir uns diesbezüg-
lich enthalten. Ansonsten stimmen wir dem Antrag 
zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Herr En-
gel. – Für die Fraktion Die Linke spricht jetzt Frau 
Conrads. 

Anna Conrads (LINKE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es wurde hier schon ein 
paar Mal gesagt: Die Landesregierung hat einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, in dem es darum geht, 
die befristeten Gesetze unter die Lupe zu nehmen 
und zu schauen, ob und warum sie weiterlaufen 
sollen, ob sie nicht weiterlaufen sollen und ob und 
gegebenenfalls wie lange man sie noch braucht. 
Wir halten es grundsätzlich für sinnvoll, Gesetze 
regelmäßig daraufhin zu überprüfen, ob sie sich 
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bewährt und ihren Zweck erfüllt haben, ob sie ver-
hältnismäßig sind oder ob sich die Bedingungen 
geändert haben und ob man sie deswegen ändern 
und anpassen muss. 

So weit, so gut. Aber nun geht es auch darum, wel-
che Gesetze warum und wie inhaltlich geändert, 
angepasst und verlängert werden sollen. 

Zum Korruptionsbekämpfungsgesetz. Ja, die Linke 
findet: Wir brauchen ein gutes und effektives Gesetz 
zur Korruptionsbekämpfung in Nordrhein-Westfalen, 
das im Sinne der Korruptionsbekämpfung auch ef-
fektiv ausgeführt wird. Transparenz in Politik, Ver-
waltung, städtischen Beteiligungsgesellschaften, 
aber auch in der Wirtschaft muss in dieser Wahlpe-
riode einen hohen Stellenwert haben. 

Heute steht in der „WAZ“, dass Deutschland Spit-
zenreiter beim Subventionsbetrug ist. Bei 22 % der 
Behörden gibt es Korruption, allerdings auch bei 
48 % der Unternehmen in der freien Wirtschaft. 
Auch darauf wird ein Augenmerk zu legen sein. Ich 
rate, dass man sich noch einmal Expertise bei 
Transparency International einholt. 

Das Bürokratieabbaugesetz – das haben wir bereits 
in den Ausschüssen gesagt, es kommt gleich noch 
einmal – lehnen wir ab, denn es ist in unseren Au-
gen eher ein Demokratieabbaugesetz, aber das war 
es auch schon in seinem ersten Teil. 

(Beifall von der LINKEN) 

Ich möchte kurz etwas zum unserem Änderungsan-
trag sagen. Ich habe gerade mit dem Präsidium ge-
sprochen. Da wurde kein Problem bei der Formulie-
rung gesehen. Ich denke, wir werden uns da einig 
und werden es so machen, dass es in diese Vorla-
ge übernommen werden kann. Da sehe ich über-
haupt kein Problem. 

Ich sage noch kurz inhaltlich etwas dazu. Begrü-
ßenswert finden wir es, dass die Dozentenbefris-
tung aufgehoben wird. Das möchte ich hier einmal 
positiv hervorheben.  

Zu den kritischen Punkten. 

Durch § 9 Abs. 2 soll die Macht des Präsidenten 
wachsen, indem er alleine bestimmte rechtswidrige 
Beschlüsse eines Fachbereichsrates anzweifeln 
können soll – und nicht mehr das gesamte Präsidi-
um, also Vize, Kanzler und Präsident, das gemein-
sam machen müssen. Wir fänden es besser und 
demokratischer, würde die Aufgabe bei mehreren 
belassen. 

So ähnlich ist es auch mit dem Fachbereichsrat in 
§ 14. Er soll nun auf drei Jahre, nicht mehr für zwei 
Jahre gewählt werden. Das lehnen wir ab, weil da-
mit weniger Bewegung in die Gremien kommt. Wir 
fänden es gut, wenn § 15 an § 14 angepasst wer-
den könnte. So viel dazu. 

Der Kollege von der CDU hat es gerade schon ge-
sagt: Es ist ein trockenes Thema, dennoch notwen-

dig. Ich finde es gut, dass wir zu einer Einigung 
kommen, was diese Paragrafen im Fachhochschul-
gesetz angeht, und bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Danke, Frau Con-
rads. – Für die Landesregierung spricht jetzt Herr 
Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Frau Conrads, ich muss Ihnen ausdrücklich recht 
geben: Richtig spannend ist das Thema nicht, 
sondern ein bisschen dröge. Vielleicht hilft darüber 
hinweg, dass im Konversationslexikon von Meyers 
aus dem Jahre 1894 Bürokratie als Begriff aus 
dem Französischen und Griechischen als Schreib-
stubenherrschaft beschrieben wird. 

Klar ist, dass dieses Parlament einer solchen 
Schreibstubenherrschaft mit Vehemenz in den letz-
ten Jahren entgegengetreten ist und mit der Fort-
schreibung des Bürokratieabbaugesetzes dieser 
Weg weiter beschritten werden soll. So wie 2008 
und 2009 machen auch wir Ihnen heute einen Vor-
schlag, wo wir bewährte und benötigte Regeln ver-
längern und überflüssige Vorschriften entfallen las-
sen können. Übrigens war Nordrhein-Westfalen das 
erste Land, das 2004 und 2005 seinen Normenbe-
stand auf diese Weise fast vollständig befristet hat. 

Dieses Befristungsgesetz ist in der 13. Legislaturpe-
riode von allen im Landtag vertretenen Fraktionen 
so beschlossen und, wie ich schon sagte, in der 
letzten Legislaturperiode bereits fortgeschrieben 
worden, um der Normenflut, den vielen Verfallklau-
seln und den Berichtspflichten der Landesgesetz-
gebung ein wirksames Mittel entgegenzusetzen. 

Wir haben Ihnen vorgeschlagen, was an Vorschrif-
ten zwingend fortbestehen muss. Und wir bündeln 
bestimmte Dinge in einzelnen Artikelgesetzen und 
schlagen nach intensiver Prüfung vor, was zu ver-
längern ist. 

Dem ist auch das Fachhochschulgesetz zum Opfer 
gefallen. Nachdem es unproblematisch den Kom-
munalausschuss und den Innenausschuss passiert 
hat, liegt heute ein Änderungsantrag vor. Es ist der 
Bewertung des Parlamentes überlassen, ob das ei-
ne redaktionelle Änderung ist oder eine Änderung 
inhaltlicher Natur. Dem schließen wir uns an. Wenn 
das Parlament der Auffassung ist, dass eine Frist-
verlängerung von zwei auf drei Jahre zu sensibel 
ist, dann ist es so. Dann sollte das Parlament es 
auch so beschließen. Das wird dann natürlich in das 
Handeln der Landeregierung eingearbeitet. 

Ich freue mich, dass wir für das Bürokratieabbauge-
setz insgesamt eine gute Grundlage im Parlament 
finden, und hoffe, dass wir zum Ende der Legisla-
turperiode eine Fortschreibung dieses Bürokratie-
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abbaugesetzes präsentieren können, sprich: Ihnen 
weitere Vorschriften, die uns entbehrlich erschei-
nen, benennen können. – Herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Gunhild Böth: Vielen Dank, Herr 
Minister.  

Wir kommen damit zur Abstimmung, und zwar als 
Erstes über den Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke Drucksache 15/532. Wer möchte die-
sem Änderungsantrag zustimmen? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die SPD und Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion der CDU. 
Wer enthält sich? – Die Fraktion der FDP. Damit ist 
der Änderungsantrag angenommen. 

Wir stimmen zweitens ab über die Beschlussemp-
fehlung des Fachausschusses. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 15/485, den Ge-
setzentwurf Drucksache 15/98 in der soeben geän-
derten Fassung anzunehmen. Wer stimmt dafür? – 
FDP, Grüne, SPD. – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? CDU und Linke. Damit ist der Antrag 
so angenommen. 

Wir kommen zu:  

13 Gesetz zur Änderung des Bürokratieabbauge-
setzes I  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/143 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses  
Drucksache 15/486 

zweite Lesung 

Als Erster spricht für die Fraktion der CDU Herr 
Kruse. 

Theo Kruse (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Bürokratieab-
baugesetz vom 16. März 2004 wurden nur in der 
Modellregion Ostwestfalen-Lippe bestimmte Vor-
schriften, Gesetze, Verordnungen und Erlasse au-
ßer Kraft gesetzt bzw. modifiziert. 

Mit dem ersten Gesetz zum Bürokratieabbau vom 
13. März 2007 hat die schwarz-gelbe Landesregie-
rung die in der Modellregion erfolgreich erprobten 
Gesetzesabweichungen zur Entbürokratisierung 
und Deregulierung landesweit ausgedehnt. Ich teile 
Ihre Einschätzung, sehr geehrter Herr Minister Jä-
ger, die Sie in Ihrer zu Protokoll gegebenen Rede 
am 29. September 2010 zum Ausdruck gebracht 
haben, dass Themen über mehrere Legislaturperio-

den fraktionsübergreifend fortentwickelt werden 
können. 

Obwohl von dieser an sich vernünftigen Haltung bei 
der rot-grünen Minderheitsregierung im Grundsatz 
in der gerade begonnenen Legislaturperiode nichts 
zu erkennen ist, stimmt die CDU-Fraktion dem vor-
liegenden Gesetzentwurf der Landesregierung zu.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Carina Gödecke)  

In der Tat muss verhindert werden, dass Regelun-
gen zum 31. Dezember 2010 auslaufen, die dann 
zum 31. Dezember 2011 bzw. 2012 mit den geplan-
ten Gesetzesnovellen – siehe Straßen- und Wege-
gesetz, siehe Landesbauordnung – wieder in Kraft 
gesetzt werden müssen. – Vielen Dank. Wir stim-
men dem vorliegenden Gesetzentwurf zu. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kruse. – Für die SPD-Fraktion hat der 
Kollege Stotko das Wort. – Herr Kollege Stotko, es 
mag sein, dass ich etwas leise war, aber Sie hätten 
jetzt das Wort, wenn Sie mögen. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: So schnell haben 
wir ihn selten gesehen! – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Der Lauf steht ihm gut!) 

Thomas Stotko (SPD): Kaum wechselt das Präsi-
dium, wird die Stimme leiser. Das wundert mich, 
Frau Präsidentin, so kenne ich Sie eigentlich gar 
nicht. 

Ich kann es sehr kurz machen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen: Die Frage des Bürokratieabbaus ha-
ben wir schon in der letzten Legislaturperiode mehr-
fach diskutiert. Die neue Landesregierung wird sich 
auf andere Dinge einlassen als die alte. Das Ziel ist 
nicht mehr generell der Bürokratieabbau, sondern 
die Frage: Wie können wir für die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen das erreichen, was sie wün-
schen? 

Sie werden aus unserem Koalitionsvertrag die For-
mulierung kennen, dass sich die neue Landesregie-
rung auch beim Thema Widerspruchsverfahren mit 
der Frage auseinandersetzen wird: Wo macht es 
Sinn, ein Widerspruchsverfahren abgeschafft zu 
lassen? Wo werden wir es wieder einführen? Das 
wird Thema werden. 

Deshalb können wir dem Gesetz zur Änderung des 
Bürokratieabbaugesetzes in diesem Zustand gerne 
zustimmen. Wir werben für eine breite Mehrheit im 
Parlament. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stotko. Dann werde ich mich jetzt 
bemühen, etwas lauter zu reden. – Als Nächster 
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Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 10. November 2010 folgendes Gesetz  

beschlossen: 
 

 
 

G e s e t z 
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 

Ministeriums für Inneres und Kommunales 
 

  
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 

 
 

Noch nicht 
im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW 

veröffentlicht 
Nachträgliche redaktionelle Berichtigungen zu dieser Ausfertigung 

sind nicht auszuschließen 
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Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales 
 
 
 
 
Artikel 1 
Änderung des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 
 
Das Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 S. 8), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), wird wie 
folgt geändert: 
 
In § 23 wird die Angabe „am 31. Dezember 2010“ durch die Angabe „mit Ablauf des  
31. Dezember 2012“ ersetzt. 
 
 
 
 
Artikel 2 
Änderung des Landeszustellungsgesetzes 
 
Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 94), geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 296), wird wie folgt geändert: 
 
In § 12 Satz 2 wird die Zahl „2010“ durch die Zahl „2015“ ersetzt. 
 
 
 
 
Artikel 3 
Änderung des Standardbefreiungsgesetzes 
 
Das Standardbefreiungsgesetz NRW vom 17. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 458) wird wie 
folgt geändert:  
 
In § 3 Satz 2 wird die Zahl „2010" durch die Zahl „2011“ ersetzt. 
 
 
 
 
Artikel 4  
Aufhebung des Lebenspartnerschafts-Ausführungsgesetzes 
 
Das Lebenspartnerschaftsgesetz-Aus-führungsgesetz vom 25. September 2001  
(GV. NRW. S. 660) wird aufgehoben. 
 
 
 
 
Artikel 5 
Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst 
 
Das Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303), zu-
letzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), wird 
wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Angabe zu § 23a wird wie folgt gefasst: 
  „§ 23a (weggefallen)“. 
 

b) Die Angabe zu § 33 wird wie folgt gefasst: 
  „§ 33 (weggefallen)“. 
 

c) Die Angabe zu § 33a wird wie folgt gefasst: 
  „§ 33a (weggefallen).“ 
 
 
2. § 11 Absatz 3 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 
 „2. ein von den Rentenversicherungsträgern, deren Nachwuchskräfte des gehobenen 

Dienstes an der Fachhochschule ausgebildet werden, gemeinsam zu bestimmendes 
Mitglied.“ 

 
 
3. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Es wird folgende neue Nummer 2 eingefügt: 
 „2. Beschlussfassung in Sachen studiengangsbezogener Evaluation“. 
 
b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden zu Nummern 3 bis 5. 
 
 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
 „(1) Die Mitglieder des Senats nach § 11 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 und des Fachbereichs-

rates werden, nach Gruppen getrennt, für die Dauer von zwei Jahren gewählt; Glei-
ches gilt für die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung.“ 

 
b) In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „an den Landesversicherungsanstalten“ durch 

die Wörter „bei den Rentenversicherungsträgern“ ersetzt. 
 
 
5. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 9 wird aufgehoben. 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

 „(3) Zu den hauptamtlichen Aufgaben der Professoren an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung gehört auch die Tätigkeit in Prüfungskommissionen, die zur 
Abnahme von Staatsprüfungen in den in § 3 Absatz 4 Nummer 3 Satz 1 genannten 
Laufbahnen des gehobenen Dienstes bestellt werden.“ 

 
 
6. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 6 wird aufgehoben. 
 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 
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c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 2 bis 6. 

 
d) Als neuer Absatz 7 wird angefügt: 

 
 „(7) Dozenten an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung sollen bereits vor 

ihrer Berufung im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. Für sie gilt § 18 Absatz 1 
Satz 8 und Absatz 3 entsprechend; Absatz 1 Satz 3 gilt nicht.“ 

 
 
7. § 23a wird aufgehoben. 
 
 
8. In § 24 wird das  Wort „Beamtenverhältnis“ durch die Wörter „Beamten- oder Ausbil-

dungsverhältnis“ ersetzt. 
 
 
9. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 
 

 „(2) Aufgrund eines erfolgreich abgeschlossenen Bachelor- oder Masterstudiengan-
ges gemäß § 3 Absatz 4 Nummer 3 verleiht die Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung einen entsprechenden Hochschulgrad; die erfolgreich abgeleistete Ba-
chelor-Hochschulprüfung gilt zugleich als Laufbahnprüfung.“ 

 
 
10. § 28 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1, Absatz 4 und Absatz 5 wird jeweils das Wort „Sozialversicherungsträ-
ger“ durch das Wort „Rentenversicherungsträger“ ersetzt. 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

 
 „(3) Dem Beirat für den Bereich der Rentenversicherungsträger gehören sechs Mit-

glieder an, die gemeinsam benannt werden.“ 
 
 
11. § 33 wird aufgehoben. 
 
 
12. § 33a wird aufgehoben. 
 
 
13. In § 38 wird die Zahl „2010“ durch die Zahl „2014“ ersetzt. 
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Artikel 6 
Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Düsseldorf, den 10. November 2010 
 
 
 
 
       Eckhard Uhlenberg 
               Präsident 
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(3) Der Einzugsbereich der Untersuchungsanstalt 
umfasst den Regierungsbezirk Köln. 

§ 23 
Träger der Untersuchungsanstalt 

Träger der Untersuchungsanstalt sind das Land NRW 
sowie die Städteregion Aachen, die Städte Aachen, Bonn, 
Köln, Leverkusen, die Kreise Düren, Euskirchen, Heins­
berg, der Oberbergische Kreis, der Rheinisch-Bergische 
Kreis, der Rhein-Erft-Kreis und der Rhein-Sieg-Kreis 
(Kommunen). 

§ 24 
Verwaltungs rat 

(1) DerVerwaltungsrat wird aus zwei Vertreterinnen oder 
Vertretern des Landes und jeweils einer Vertreterin oder 
einem Vertreter jeder Kommune gebildet. 

(2) Die Vertretung des Landes hat insgesamt fünf Stim­
men. Jede Vertreterin oder jederVertreter einer Kommune 
hat eine Stimme. 

(3) Den Vorsitz führt eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Kommunen. Der Vorsitz und die Stellvertretung wer­
den vom Verwaltungsrat mit einfacher Mehrheit gewählt. 

§ 25 
Vorstand 

Der Vorstand besteht aus einer oder einem Vorstandsvorsit­
zenden und mindestens einem weiteren Vorstandsmitglied. 
Der Leiter des Fachbereichs Chemische Lebensmittelunter­
suchung der Stadt Aachen wird zum Vorstandsvorsitzen­
den, die Leiterin des Chemischen Untersuchungsinstituts 
der Stadt Leverkusen wird zum weiteren Vorstandsmitglied 
bestellt. Das Recht des Verwaltungsrates nach § 8 Absatz 3 
Nummer 3 IUAG NRW, die in Satz 2 geregelte Besetzung 
des Vorstandes zu ändern, bleibt unberührt. 

§ 26 
Stammkapital 

Das Stammkapital der Untersuchullgsanstalt beträgt 
300000 Euro. 

§ 27 
Aufgaben der Untersuchungs anstalt 

Die Untersuchungs anstalt führt die in § 4 IUAG NRW 
bestimmten Aufgaben durch. 

§ 28 
Personal 

(1) Die bei Errichtung der Untersuchungs anstalt in den 
in § 22 Absatz 1 genannten Untersuchungs einrichtungen 
beschäftigten Beamten werden entsprechend § 17 Absatz 
7 IUAG NRW in den Dienst der Untersuchungsanstalt 
übergeleitet. 

(2) Die bei Errichtung der Untersuchungsanstalt in den 
in § 22 Absatz 1 genannten Untersuchungseinrichtungen 
tariflich Beschäftigten und Auszubildenden werden ent­
sprechend § 17 Absatz 2 IUAG NRW in den Dienst der 
Untersuchungsanstalt übergeleitet." 

2. Der bisherige Teil 4 wird Teil 5. 
3. Der bisherige § 22 wird § 29. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 

Düsseldorf, den 4. November 2010 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

N atur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Johannes Rem me I 

- Gv. NRW 2010 S. 599 

20020 
2010 
202 
211 
221 

Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen 

im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales 

Vom 16. November 2010 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

20020 

Artikel 1 
Änderung des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 

Das Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 16. Dezember 
2004 (Gv. NRW 2005 S. 8), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 21. April 2009 (Gv. NRW S. 224), 
wird wie folgt geändert: 

In § 23 wird die Angabe "am 31. Dezember 2010" durch 
die Angabe "mit Ablauf des 31. Dezember 2012" ersetzt. 

2010 

Artikel 2 
Änderung des Landeszustellungsgesetzes 

Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 2006 (Gv. 
NRW S. 94), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Mai 2009 (GV. NRW S. 296), wird wie folgt geändert: 

In § 12 Satz 2 wird die Zahl ,,2010" durch die Zahl 
,,2015" ersetzt. 

202 

Artikel 3 
Änderung des Standardbefreiungsgesetzes 

Das Standardbefreiungsgesetz NRW vom 17. Oktober 
2006 (Gv. NRW S. 458) wird wie folgt geändert: 

In § 3 Satz 2 wird die Zahl ,,2010" durch die Zahl ,,2011" 
ersetzt. 

211 

Artikel 4 
Aufhebung des 

Lebenspartnerschafts-Ausführungsgesetzes 

Das Lebenspartnerschaftsgesetz-Ausführungsgesetz vom 
25. September 2001 (Gv. NRW S. 660) wird aufgehoben. 

221 

Artikel 5 
Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst 

Das Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 29. 
Mai 1984 (Gv. NRW S. 303), zuletzt geändert durch Arti­
kel12 des Gesetzes vom 21. April 2009 (Gv. NRW S. 224), 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 23 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23 a (weggefallen)'.' 

b) Die Angabe zu § 33 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 33 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 33 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 33a (weggefallen)'.' 

2. § 11 Absatz 3 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 
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,,2. ein von den Rentenversicherungsträgern, deren 
Nachwuchskräfte des gehobenen Dienstes an der 
Fachhochschule ausgebildet werden, gemeinsam zu 
bestimmendes Mitglied." 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nummer 2 eingefügt: 

,,2. Beschlussfassung in Sachen studiengangsbezo­
gener Evaluation'.' 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden zu Num­
mern 3 bis 5. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Mitglieder des Senats nach § 11 Absatz 1 
Nummern 2 bis 4 und des Fachbereichsrates wer­
den, nach Gruppen getrennt, für die Dauer von 
zwei Jahren gewählt; Gleiches gilt für die Fach­
hochschule für öffentliche Verwaltung." 

b) In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter "an den Lan­
desversicherungsanstalten" durch die Wörter "bei 
den Rentenversicherungsträgern " ersetzt. 

5. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 9 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(3) Zu den hauptamtlichen Aufgaben der Profes­
soren an der Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung gehört auch die Tätigkeit in Prüfungs­
kommissionen, die zur Abnahme von 
Staatsprüfungen in den in § 3 Absatz 4 Nummer 3 
Satz 1 genannten Laufbahnen des gehobenen 
Dienstes bestellt werden." 

6. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 6 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 
2 bis 6. 

d) Als neuer Absatz 7 wird angefügt: 

,,(7) Dozenten an der Fachhochschule für öffentli­
che Verwaltung sollen bereits vor ihrer Berufung 
im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. Für sie 
gilt § 18 Absatz 1 Satz 8 und Absatz 3 entspre­
chend; Absatz 1 Satz 3 gilt nicht." 

7. § 23 a wird aufgehoben. 

8. In § 24 wird das Wort "Beamtenverhältnis" durch die 
Wörter "Beamten- oder Ausbildungsverhältnis" ersetzt. 

9. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Auf Grund eines erfolgreich abgeschlossenen 
Bachelor- oder Masterstudienganges gemäß § 3 
Absatz 4 Nummer 3 verleiht die Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung einen entsprechenden 
Hochschulgrad; die erfolgreich abgeleistete Bache­
lor-Hochschulprüfung gilt zugleich als Laufbahn­
prüfung." 

10. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1, Absatz 4 und Absatz 5 wird jeweils 
das Wort "Sozialversicherungsträger" durch das 
Wort "Rentenversicherungsträger" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(3) Dem Beirat für den Bereich der Rentenversi­
cherungsträger gehören sechs Mitglieder an, die 
gemeinsam benannt werden." 

11. § 33 wird aufgehoben. 

12. § 33 a wird aufgehoben. 

13.In § 38 wird die Zahl ,,2010" durch die Zahl ,,2014" 
ersetzt. 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 16. November 2010 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein -Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert Wal t e r-B 0 r j ans 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n eid e r 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes Rem m e 1 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja Sc h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e r 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, 

Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Die Ministerin 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Angelica S c h wall - D ü ren 

- Gv. NRW. 2010 S. 600 
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